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Das bescheidene Heftchen, das du in den Händen hältst, wird 
dir einen Einblick in den Stand der Debatte über einen kosten-
losen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) in Hamburg 
bieten. 

Seit dem Startschuss mit einer ersten Aktionskonferenz im 
Dezember 2010 haben wir – das Bündnis „HVV umsonst!“ - mit 
sympathischen Agitprop- und Infoaktionen in kleinen Schritten 
aber kontinuierlich Öffentlichkeit für unser Anliegen herges-
tellt. 
Dabei haben wir bei unseren DiskussionspartnerInnen stets 
ein hohes Maß an Interesse an unserer Arbeit und Zustim-
mung zu unserer Forderung wahrgenommen - aber auch eine 
Menge von Fragezeichen festgestellt. Häufig sind dann aber 
die Zeitfenster zu klein, um in die eigentlich nötige inhaltliche 
Vertiefung einzusteigen. 
So wuchs in uns das Bedürfnis, die theoretische Auseinander-
setzung in ein anderes Format zu überführen. Das praktische 
Resultat dieses Ansinnens kannst du im folgenden nachlesen.

So querbeet wie die Diskussionen und so buntgemischt wie 
die Zusammensetzung unseres kleinen aber feinen Arbeit-
skreises sind auch die hier von uns zusammengetragenen 
Beiträge. Dies ist nicht redaktioneller Beliebigkeit geschuldet, 
sondern ein programmatisches Statement, es dokumentiert 
unser strategisches Selbstverständnis:

EDITORIAL

A) Wir können nicht als eine handvoll Aktive stellvertretend für 
den Rest der Stadt einen HVV umsonst erkämpfen. Auch nicht, 
wenn unser Bündnis wächst. Wir erreichen unser Ziel nur, wenn 
sich diese Forderung alle Aktiven aus den ökologoischen und 
sozialpolitischen Auseinandersetzungen in Hamburg mit auf 
die Fahnen schreiben – zusätzlich zu dem was sie sonst noch 
in ihrem jeweiligen Schwerpunkt treiben. HVV umsonst: Kein 
Ein-Punkt- sondern Querschnittskonflikt.
    
B) Deshalb kann die Forderung nur erfolgreich durchgesetzt 
werden, wenn sie der Nischenfalle entkommt. Sie ist emanzi-
patorisch aber nicht lagerspezifisch. Sie wird bereits –und das 
ist der Charme– von Parteien und Basisinitiativen, aus dem 
politisch „radikalen“ wie dem „gemäßigten“ Spektrum erho-
ben. Die Forderung speist sich aus ganz unterschiedlichen 
politisch- theoretischen Motivationen, aus unterschiedlichen 
Transformationsvorstellungen und unterschiedlichen Teilbe-
gründungen. 

Diese beiden Voraussetzungen stellen aus unserer Sicht keine 
nervige und lähmende Bedingung sondern eine produktive 
Herausforderung dar. Und so darf auch die Tatsache interpre-
tiert werden, dass wir bewusst auch Sichtweisen eingefordert 
haben, die unserer Forderung gegenüber sehr kritisch sind. Die 
solidarisch erhobenen Einwände auf- und ernst zu nehmen, ist 
keine naiv-dusselige Selbst-Schwächung unserer Position, sie 
hilft uns vielmehr, unsere Argumentation zu verfeinern.

Wir stellen uns  - in bester pluralistischer Tradition - dem Kon-
glomerat und laden dich und euch in Form dieser Broschüre 
zum Abwägen,  Hinterfragen, Mitstricken und somit zum Wei-
terentwickeln ein. Bestenfalls nicht nur theoretisch sondern 
auch praktisch.

Liebe Freundinnen und Freunde 
des guten Geschmacks und 
der rationalen Mobilität !

SO GEHT ES NICHT WEITER!
Längerfristig wird man die Städte komplett einreißen müssen. Doch auch das 
Neue entsteht nicht aus dem Nichts; bis dahin müssen wir in diesem in Beton 
gegossenen Albtraum überleben. Und der Raum, die Plätze, die Straßen sind 
wertvoll; das Neue entsteht nur im Fluss, in der Bewegung, dem Austausch.  Die 
Stadt muss Mensch und Mensch, Mensch und Natur in Versöhnung bringen, sonst 
kracht sie zusammen. Das Zusammenfallen der sozialen mit der ökologischen 
Krise erlaubt keine Kontinuität. Alles muss neu. Das ahnen alle. Der freie Nah-
verkehr kommt sowieso – die Leute kriegen ihn oder nehmen ihn sich - denn 
Hamburg kann so nicht bleiben. 

EIN SCHLAGLOCH VORNEWEG...
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INTERVIEW

Das Denken darüber, wie man das Recht auf Mobilität nutzt, 
muss dadurch ja nicht ausgeschaltet werden.

B.: Meine Hoffnung wäre, dass wenn mit Einführung kostenlo-
sen Nahverkehrs ökologischeres Leben und soziale Teilhabe 
zumindest im Bereich Mobilität ein Stück weit gewährleistet 
ist, dass die Leute sich dann auch insgesamt darüber mehr 
Gedanken machen und im Idealfall in einer demokratischen 
Mitbestimmung entscheiden, sich mit diesen Problemen um-
fassender auseinander zu setzen.

H.: Natürlich ist ÖPNV nicht CO2 neutral, auch wenn er kosten-
los ist, aber er hat doch im Vergleich zum Individual-Verkehr 
wesentlich weniger CO2 Emissionen durch gemeinschaftlich 
genutzte Verkehrsmittel. Es geht erstmal darum, von diesem 
Verkehrsmittel Auto wegzukommen. Ein Recht auf Mobilität 
muss jedoch gegeben sein. Die Frage ist, wie kann Mobili-
tät gewährleistet sein ohne diesen horrenden CO2 Ausstoß? 
Straßenbahn oder U-Bahn können mit erneuerbaren Energi-
en betrieben werden. Und das „umsonst“ greift eben auch die 
Forderung auf, die von der Gruppe „Hamburg Umsonst“ pro-
vokativ in den Raum gestellt wurde, nämlich „Alles für alle und 
zwar umsonst“. Natürlich ruft das immer diesen Widerspruch 
in der bürgerlichen Umgebung hervor: „Ja, wer soll das denn 
bezahlen? Dann macht ja jedeR, was er oder sie will! Anstren-
gungsloser Wohlstand, das geht ja wohl nicht.“ Und genau 
das wollen wir provozieren, also auf so eine Vorstellungs-
welt Einfluss zu nehmen, die sagt: „Wer sich nicht anstrengt, 
braucht nicht partizipieren und wer nicht über bestimmte 
Geldmittel verfügt, hat dann eben eine eingeschränkte Mo-
bilität und muss 
einfach gucken 
wie er oder sie klar 
kommt“. Das wol-
len wir aufbrechen 
oder zumindest zur 
Diskussion stellen 
und sagen: „Nö, 
bestimmte Rech-
te hat eben jedeR: 
Bildung, Gesund-
heit, gesunde Er-
nährung und eben 
auch Mobilität.” 

P.: Und das ist eben 
meilenweit entfernt 
von Forderungen 
nach einem Sozi-
alticket, was ja ei-
gentlich eher so ein 
Almosen ist und das Hartz IV System stabilisiert.
Inwiefern ist HVV Umsonst eine soziale Frage? 

E.: Viele Leute leben weiter draußen in den „billigeren Wohn-
gegenden“ und die sind angewiesen auf öffentlichen Perso-
nennahverkehr, weil die keine Autos haben, die Wege mit 
Fahrrädern zu weit sind und insbesondere RentnerInnen und 
Leuten mit Handicap nicht zuzumuten sind. Und, wenn man 
keinen Fahrschein löst und ein paar mal erwischt wird, gibt es 

ein Strafverfahren.

B.: In Tübingen haben sie auch eine Kampagne speziell für 
Flüchtlinge gemacht, dass die umsonst fahren können. Die 
Mehrheit der Bevölkerung fand die Idee gut, das soziale Ar-
gument kommt offenbar ganz gut an. Europaweit sind laut 
Umfragen sowieso achtzig Prozent dafür, dass Armut von der 
öffentlichen Hand angegangen wird. 

Habt ihr als Bündnis denn auch noch Unter-Forderungen, z. 
B. eben Sozialticket ?

H.: Jetzt mal zwei Sachen ganz plump gesagt: HVV Umsonst 
ist schon ein Zwischenziel zum Sozialismus. Und das zweite: 
Ich kann mir vorstellen, dass so was wie ein Sozialticket viel-
leicht als Kompromiss, als Versöhnungsangebot angeboten 
wird. Jetzt geht es eher darum, mit einem Maximalziel die 
Arena der  öffentlichen Debatte zu betreten. Da müssen wir 
erstmal auch provozieren und da schon irgendwelche Abstri-
che zu machen, wäre strategisch falsch. 

B.: Wenn man das mit einem Sozialticket aufweichen würde, 
hätte es keine mobilisierende Kraft. 

Und die Befürchtung, dass dann diese Forderung einfach 
als unrealistisch abgetan wird, habt Ihr nicht?

H.: Solche Forderungen werden ja häufig als unrealistisch ab-
getan. Es ist einfach dagegen zu halten, dass es genug Städ-
te gibt, wo so was schon realisiert ist bzw. man kann immer 

auf die andere Seite 
hinweisen, wo dann 
doch genug Geld 
vorhanden ist für 
Elbphilharmonien, 
für das Zuschaufeln 
des Mühlenberger 
Lochs EADS zulie-
be, usw. Der gesell-
schaftliche Reichtum 
ist ja vorhanden. Die 
Frage ist, wie und in 
wessen Interesse er 
verwendet wird. 

B.: Wenn man das 
umrechnet, kosten 
die Autos in Ham-
burg 630 € vom 
Kind bis zum Greis 
pro Kopf mit allen 

externen Schäden drin. Und wenn man ein „Bürgerticket“ fi-
nanzieren würde: das wären pro sozialversicherungspflichtig 
beschäftigte Person 420 €. Das sind ja keine absurd hohen 
Zahlen. 

Jetzt mal zur politischen Realität in Hamburg: die ist ja ge-
nau gegenläufig. Wir haben seit März die täglichen Karten-
kontrollen, die Grünen haben 6 Mio. € Mehreinnahmen für 
den HVV ausgerechnet. Die SPD möchte die 6 Mio. gerne 

INTERVIEW

Erzählt doch einfach mal kurz, wie es zu
vder Kampagne HVV Umsonst kam . . .

H.: Wir waren als Avanti Teil des Hamburger Klimaplenums, 
eines Zusammenhangs von größtenteils klimapolitischen 
Gruppen, aber auch Anti-Atom-Inis und der Linkspartei. Da-
mals haben wir auch das Klimacamp organisiert in einer Zeit, 
wo das Klimathema in den Medien beachtet wurde und wo 
nicht klar war, ob eine neue Klimabewegung weltweit entste-
hen würde. Es gab eine große Sensibilisierung für das Thema. 
Wir wollten den Klimawandel bekämpfen und versuchen die 
dahinter stehende Gesellschafts- bzw. Wirtschaftsordnung 
als ursächlich zu attackieren. Dann braucht man eben auch 
eine konkrete Politik, die sich nicht nur abstrakt gegen einen 
Klimawandel richtet, sondern die auch Verursacher und Ursa-
chen benennt, einerseits Energiekonzerne wie Vattenfall an-
greift, andererseits die Verknüpfung mit der sozialen Frage 
herstellt. Da haben wir den Vorschlag gemacht, einen Um-
sonstfahrtag auf den Weg zu bringen. Glücklicherweise lief 
das parallel zu den 
großen Bildungs-
streiks. Der Vorteil 
war, dass sowieso 
schon eine Men-
ge Studies auf der 
Straße waren und 
das Thema Recht 
auf gesellschaftli-
che Teilhabe propa-
giert haben. Wir ha-
ben dann versucht, 
das auf das Recht 
auf Mobilität auszu-
weiten. Wir wollten 
diese ökologische 
Thematik mit einer 
sozialen verbinden.

Wie ist jetzt die Zu-
sammensetzung 
des Bündnis und was ist die eigentliche Zielsetzung? 

B.: Im Moment ist attac dabei, Avanti und ansonsten sind es 
Einzelpersonen. Wir machen uns nicht die Illusion, dass wir 
nächstes Jahr einen kostenlosen ÖPNV kriegen, wir wollen 
aber das Feld bereiten und Denkanstöße bieten im Bereich 
“Soziale Kämpfe” und in Bezug auf Umweltgefahren durch 
das Auto. Das Auto ist ja eine Art Erschleichungsmodell von 
Leistungen, die Kosten wurden für Hamburg mit 630 € pro 

Jahr und Kopf berechnet. Es gibt eine Studie des Wuppertal 
Instituts für Klima, Umwelt & Energie, in der sie für Hamburg 
einen kostenlosen ÖPNV vorschlagen und damit kann man 
auch in bürgerliche Kreise hinein argumentieren.

HVV Umsonst ist ja eben HVV Umsonst und nicht HVV kos-
tengünstig. Warum dieser Schritt ? Es gab in anderen Städ-
ten ja auch Kampagnen für ein Sozialticket, man könnte 
sich ja auch für sowas stark machen, kostengünstiger Nah-
verkehr für Menschen, die nicht das Geld haben. Der Slogan 
HVV Umsonst bezieht sich auf etwas anderes?

E.: Für mich ist die ökologische Frage auch ein Schwerpunkt. 
Ein Ziel ist es, zu erreichen, dass viele Leute von Autos auf öf-
fentlichen Personennahverkehr umsteigen können. Dazu ge-
hört, dass der nicht nur frei verfügbar ist, sondern auch dass 
er regelmäßiger fährt und weiter ausgebaut wird. Der Platz, 
den der Autoverkehr wegnimmt, könnte dann anders genutzt 
werden zum Beispiel für Spielplätze und Grünflächen.

Es gibt ja auch aus 
ökologischer Pers-
pektive eine Kritik 
an der Forderung. 
HVV Umsonst sei 
ein Problem, man 
schädige ja das 
Klima auch durch 
einen kostenlosen 
Nahverkehr. Was 
wäre da die Ant-
wort?

E.: Es ist schon rich-
tig zu überlegen, 
wie Verkehr vermie-
den werden kann. 
Ich denke aber, 
dass das eher ein 
ferneres Ziel ist. Im 

Moment geht es einfach darum, diesen Autoverkehr einzu-
dämmen. 
P.: Die belgische Stadt Hasselt, die kostenlosen Nahverkehr 
eingeführt hat, ist u.a. dadurch von Platz zehn auf Platz drei 
der beliebtesten belgischen Einkaufsstädte aufgestiegen. 
Den Konsum anzukurbeln und dadurch den Anreiz für Mobi-
lität zu schaffen, das ist selbstverständlich kritisch zu sehen. 
Wir sagen ja nicht, dass danach alles gut ist. Trotzdem ist es 
wichtig, dass das Recht auf Mobilität erstmal verwirklicht wird. 

INTERVIEW MIT HVV UMSONST
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ter dem wir alle stehen, anzupieksen 
und in Frage stellen. Im Grunde kann 
man sagen, wenn man ÖPNV-umsonst 
macht, dann tut man auch etwas gegen 
die Finanz- oder Kapitalismuskrise. 
H.: Ich fand es erstaunlich, dass jetzt 
in Spanien solche Geschichten gera-
de stattfinden, wo Leute sich massen-
haft dazu verabreden, gemeinsam die 
Ticket-Passierstellen, diese Absper-
rungen gemeinsam zu überwinden. 
Das kann natürlich auch wunderbar 
ausstrahlen. Bisher ist ja die deutsche 
Linke meisterhaft darin, es sich ein biss-
chen schwer zu machen, indem abs-

trakte Forderungen formuliert werden. 
Und ich finde, gerade so etwas wie 
HVV-umsonst hat ja das Zeug für eine 
wirklich breit anschlussfähige, gut ver-
mittelbare Parole.

Ich denke, dass wir noch mal über die 
Finanzierung reden sollten. Da gab 
es glaube ich einen Dissens. Es gab 
ja dieses Umlageprinzip wie beim 
Semesterticket. Andererseits sagen 
einige: ok, alles steuerfinanziert. Und 
dann gibt es diese Nahverkehrsab-
gabe-Idee.

B.: So was könnte man ja auch über ei-
nen Lohnsteueranteil staffeln, so dass 
es dann auch sozial verträglich wird. 
Die Alternative wäre die Finanzierung 
rein über Steuern, also dass die Staats-
kasse das zahlt und dann an anderer  
Stelle auch große Ausgaben einspart 
für den Straßenausbau und für Schä-
den, die durch den massiven Individual-
verkehr auftreten. Das müsste man mal 
ausrechnen, was das an Kosten-Einspa-
rung brächte. 

H.: Wenn die Frage aufkommt, können 
wir uns das leisten, dann kann ich erst-
mal über die Ablehnung dessen, was 
jetzt ist, antworten und sagen: DAS 
sind Sachen, die wir uns nicht leisten 
können. Wir können uns nicht leisten, 
dass der Klimawandel eine globale 
Apokalypse verursacht, wovon im Übri-
gen bisher ja eben vor allem diejenigen 
betroffen sind, die das nicht verursacht 
haben. Wir können uns auch nicht leis-
ten, dass es diese Ungerechtigkeiten 
gibt, dass manche Leute drei Gelän-
dewagen und noch ne Limousine im 
Fuhrpark stehen haben und als Presti-
geobjekt damit rumheizen und andere 
Leute nicht von A nach B kommen. Die 
Fragen der Finanzierbarkeit eines Ge-
genmodells können an anderer Stelle 
und später beantwortet werden. So 
weit sind wir noch gar nicht, das ge-
genrechnen zu müssen. Ich bin ja für 
eine radikal andere Gesellschaft, wo es 
diese ungleiche Verteilung von Wohl-
stand von vornherein nicht gibt. Ein 
Etappenziel dahin wäre zu sagen: alle 
steigen jetzt schon mal umsonst in die 
S-Bahn ein- die Dauerperspektive dis-
kutieren wir dann auch gleich bei der 
Gelegenheit. Das meinen wir mit „Ver-
gesellschaftung“- nicht nur die Kosten 
irgendwie gerechter nach Masterplan 
verwalten, auch den Prozess dahin kol-
lektiv angehen!

Das Interview führte Jonas Füllner

INTERVIEW

für den Haushalt einstreichen. Das bedeutet doch in der 
Konsequenz erstmal, dass es Leute geben wird, die ab 1. 
März  gesellschaftlich abgeschitten sind, weil sie einfach 
jetzt nicht mehr ohne Ticket fahren können. Habt Ihr da Ide-
en, wie Ihr da ansetzen wollt? 

H.: Eine Idee war, dass wir externe Anlässe für Öffentlichkeits-
arbeit nutzen. Sprich Umwelthauptstadt: Wir dachten, darüber 
würde sehr viel berichtet werden. Es würde skandalisiert wer-
den, dass eine Stadt mit einem ganz klar unökologischen Mo-
bilitätskonzept Umwelthauptstadt wird, und dass wir diesen 
Aufmerksamkeitskorridor nutzen könnten. Das hat überhaupt 
nicht hingehauen. Dann gab es im Sommer plötzlich eine 
„Schwarzfahr-Debatte“ wo sich sehr viele, komischerweise 
auch im Abendblatt und in der Mopo bei irgendwelchen Um-
fragen geäußert haben: „Ja, ich bin selbst schon mal schwarz 
gefahren“, wo wir eigentlich auch hätten aufspringen müssen 
und sagen: das ist Realität und da werden Leute ausgegrenzt, 
die sich ein Ticket nicht leisten können. Die Verarmungsten-
denzen nehmen ja zu, Stichwort Krise. In Bilbao und Madrid 
gab es auch Umsonstfahraktionen im Rahmen der Anti-Kri-
sen-Proteste. Letztlich ist das eine Form von Klassenkonflikt, 
die sich nicht am Arbeitsplatz manifestiert sondern eben im 
öffentlichen Raum.

Es gibt ja Leute, für die ist HVV Umsonst Zwangs-Realität. 
Die müssen immer “umsonst” fahren. Ist da nicht eigentlich 
so eine Forderung wie HVV Umsonst ein bisschen eine aka-
demische Luxusforderung?

E.: Wir machen ja auf Straßenfesten Stände und das ist schon 
so, dass ganz viele Leute stehen bleiben und sagen: „Ja, das 
ist richtig. Das ist alles viel zu teuer“. Das sind Leute mit ge-
ringem Einkommen, die es ungerecht finden, dass das alles 
so teuer ist. Die anzusprechen, da gemeinsame Sachen hin-
zukriegen, ist Ziel dieser Kampagne. Ich habe neulich in einer 
Zeitung gelesen, dass parallel an mehren Bahnhöfen Fahr-
kartenautomaten beschädigt worden sind. Es gab die Akti-
on im letzten Sommer, wo Kontrolleure beobachtet wurden 
und vor denen dann via facebook gewarnt wurde. Ich glaube 
schon, dass es da ganz viele Leute gibt, die sich im Moment, 
wenn sie “umsonst” fahren, einer gewissen Bedrohung, Ge-
fahr, Repression aussetzen. Das zu entkriminalisieren, das als 
berechtigte Forderung hinzupacken, finde ich wichtig.

Wie kommt man zu einer kollektiven Handlung? 

E.: Wir haben angefangen zu diskutieren, an Tagen wie z.B. 
dem 1. Mai, an dem ja ganz viele Leute auf der Straße sind, 
zu versuchen die Kampagne ganz real umzusetzen. Am 1. Mai 
wird eben nicht bezahlt. Oder einfach mal einen ganzen Tag 
oder eine Woche lang eine bestimmte Strecke, wo wir wis-
sen, da fahren viele Leute hin und her und da ist ein gewisses 
Mitmachpotential (z.B. zwischen Altona und Sternschanze), 
spazieren fahren, um Leute direkt zu kontakten. Auch mal gu-
cken, dass das in der bürgerlichen Presse vorkommt. Auch 
versuchen, die verschiedenen Gruppen, die Fahrkartenau-
tomaten kaputt machen, Kontrolleure beobachten, usw. zu 
vernetzen.

H.: Obwohl es da natürlich ein Dilemma gibt, auf das wir 
bisher noch keine befriedigende Antwort gefunden haben: 
nämlich etwas, was individuell stattfindet – die „Fahrgelder-
schleichung“, wie es heißt - jetzt kollektiv und organisiert um-
zusetzen. Das geht nicht so einfach, weil du in der Regel ja 
nicht ein gemeinsames (Fahr-)Ziel hast. Aber da würde ich 
hoffen, dass über gezielte einzelne Agitprop-Aktionen, die 
wahrscheinlich eher einen Kreis von AktivistInnen mobilisie-
ren, eine Thematisierung im öffentlichen Raum zu schaffen. 

P.: In Berlin gab es so etwas, im Rahmen der Umsonst-Bewe-
gung. Da gab es ja kein Semester-Ticket und da war es dann 
eben so, dass es bestimmte Linien gab, auf denen man ge-
meinsam fuhr und wo es Versuche von kollektiven Umsonst-
Fahren gab. 

H.: Es gibt in Hamburg eine breite, verschieden geartete, linke 
soziale Bewegung. Es gibt hier das Recht-auf-Stadt-Netzwerk, 
es gibt eine Linkspartei, es gibt Autonome, es gibt eine Um-
weltszene. Wir sind aber irgendwie dazwischen. Da betreten 
wir Neuland und können nicht leicht in alle Pools ausstrahlen, 
Leute für Veranstaltungen oder Aktionen rekrutieren. Von da-
her sind wir angewiesen auf solche Anlässe wie den 1.Mai, wo 
wir uns dann in den Windschatten begeben und sagen, an 
dem Tag machen wir jetzt Umsonst-Fahr-Aktionen.

P.: Die Piratenpartei hat das ja übernommen im letzten Ham-
burg-Wahlkampf, die Links-Partei ist da aktuell auch auf den 
Riecher gekommen. Den Agenda-Setting-Orden heften wir 
uns schon an, weil das vorher überhaupt kein Thema war. Auf 
einmal sind dann einzelne Piraten- Kandidaten mit ihren Pla-
katen und „ HVV-für-lau“ angetreten. Die haben das sogar in 
ihr Bundesparteiprogramm mit rein geschrieben.

Gibt es eigentlich bundesweit ähnliche Initiativen?

P.: Also in Thüringen gibt es eine große Initiative, in Tübin-
gen auch und da ist es ja sogar auf Wohlwollen beim grünen 
Bürgermeister gestoßen. Es ist in Tübingen noch nicht durch-
gesetzt, aber zumindest ist da so das Gefühl, dass es auf-
grund der Konstellation vor Ort durchsetzbar sein könnte. In 
Düsseldorf gibt es eine Initiative für ein Sozialticket, die aber 
in ihrer Organisation darüber hinausgeht, die sagen, wir wol-
len ein Sozialticket als ersten Etappenschritt verwirklichen. 
In Bremen dümpelt es vor sich hin, ebenso das Bündnis in 
Berlin, so ist zumindest mein Eindruck. Es gab aber mal ei-
nen Workshop von der Rosa Luxemburg Stiftung in Berlin, wo 
weltweit sich solche Initiativen getroffen haben. Da war ich 
erstaunt, wie viele es dann doch weltweit gibt. Die haben sich 
teilweise aus ganz anderen Richtungen entwickelt. Gar nicht 
so Öko-, Kapitalismuskritik im Allgemeinen, sondern aus ir-
gendwelchen Wahlinitiativen, die dann umsonst Mittagessen 
gefordert hatten und dann gesagt hatten, da wollen wir aber 
auch mit der Bahn umsonst hinfahren können.

Jetzt hab ich viele kritische Fragen gestellt. Wenn ihr wollt, 
schlagt jetzt doch mal positiver den Bogen.

B.: Ich sehe da auch eine Perspektive in Richtung Occupy, 
weil es ja auch darum geht, den Geldvermehrungsdruck, un-
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UMWELTHAUS AM SCHÜBERG

„HVV umsonst“- das Bündnis wirbt mit dieser Parole um eine 
allgemeine, freie Mobilität im städtischen Raum. Je nach 
Möglichkeit sollen alle BewohnerInnen die Kosten dafür 
übernehmen. Außerdem soll das ÖPNV- Angebot noch wei-
ter verbessert werden. 
Die Vorteile, die sich ergeben, wenn die Nutzung des ÖPNV 
plötzlich die Norm anstatt die Ausnahme darstellt,  sind nicht 
zu übersehen: 

Weniger Lärmbelastung:
Lärm verursacht Stress, unter dem viele Menschen in der 
Stadt leiden. Die Lebensqualität würde dramatisch ansteigen, 
wenn der Autoverkehr abnähme.
Mehr Freiräume für Fußgänger und Radfahrer
Mehr Autofahrer würden dazu motiviert, Bus und Bahn zu 
nutzen. Dadurch werden neue Freiräume für Fußgänger und 
Radfahrer geschaffen.
Weniger Kosten für den Autoverkehr
Der Autoverkehr verursacht indirekt hohe Kosten für die 
Stadt- z.B. schaden Abgase Denkmälern. Hier könnte eine 
City-Maut eingeführt werden, die dem ÖPNV zugute kommt.

Klimaschutz: 
Wie viel „HVV umsonst“ zum Klimaschutz beitragen könnte, 
wird derzeit in einer Studie am Wuppertal Institut erforscht. 
Damit die von der Bundesregierung angesetzten Klima-
schutzziele  erreicht werden, muss auf jeden Fall auch aus 
dem Verkehrssektor ein verstärkter Beitrag geleistet werden.

Der durchschnittliche Ausstoß eines PKW beträgt bei einer 
Besetzung mit 1,5 Personen 137,5 g CO2 pro Person und km. 
Fährt man mit Bus, U- Bahn, RB/RE und S-Bahn, werden nur 
51,5 g CO2 pro Person und km frei. Dabei fährt die S-Bahn mit 
CO2- neutralem Ökostrom.
Folglich sollten die Menschen in der Stadt eher den ÖPNV 
anstelle des PKWs nutzen. Um die Emissionen weiter zu sen-
ken, kann die Stadt auch zur „Klimazone“ erklärt werden: Nur 
PKW, die weniger als 120 g/km CO2 ausstoßen, sind noch 
zugelassen. 

Laut der ADAC- Studie „Mobilität in Deutschland“ (2010) besit-
zen 83% der Haushalte in Deutschland mindestens ein Auto, 
in den Städten ist die Zahl geringer (Hamburg: 66%)- dies 
könnte sowohl an Einstellungsgründen, als auch an der bes-
seren Infrastruktur des öffentlichen Nahverkehrs im urbanen 

Raum liegen. Im Vergleich zu anderen Großstädten mit durch-
schnittlich 63,1% liegt Hamburg damit im Mittelfeld. Mit einem 
kostenlosen Angebot und einer weiteren Verbesserung soll 
der Anreiz geschaffen werden, auf den PKW noch öfter zu 
verzichten bzw. gar nicht erst einen Zweit- oder Drittwagen 
anzuschaffen. Denn je höher der ökonomische Status eines 
Haushalts ist, desto mehr Kilometer werden täglich zurück-
gelegt, desto höher sind natürlich auch die CO2- Emissionen. 

Hamburg gehört neben München und Frankfurt zu den Städ-
ten mit den meisten Pendlern in Deutschland, deren am häu-
figsten benutztes Fortbewegungsmittel mit 66% das Auto ist. 
Fernpendler (die Distanz zwischen Wohnort und Arbeitsplatz 
beträgt mehr als 50 km) machen nur einen sehr geringen 
Anteil aus (5% aller Berufspendler in Deutschland), dennoch 
verursachen sie fast ein Viertel der gesamten Verkehrsleis-
tung im Berufsverkehr. Schon der gelegentliche Umstieg vom 
PKW auf Bus und Bahn würde hier einen wesentlichen Bei-
trag zum Klimaschutz leisten.

Das UmweltHaus am Schüberg befürwortet einen kosten-
losen Nahverkehr, damit durch weniger Autoverkehr die 
Lebensqualität in der Stadt steigt, mehr Freiräume für Fuß-
gänger und Radfahrer geschaffen werden und ein wichtiger 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet wird.

Quellen: Informationen von Michael Kopatz und Georg Wa-
luga vom Wuppertal- Institut; Lambrechts, Daniël: Mobili-
ty policy Hasselt (stad-hasselt_mobility-policy-hasselt.pdf), 
September 2005; Müller, Miriam: Das NRW- Semesterticket- 
Akzeptanz, Nutzung und Wirkungen dargestellt am Fallbei-
spiel der Universität Bielefeld, September 2011; ADAC: Mo-
bilität in Deutschland, ausgewählte Ergebnisse, München 
2010; BUND Hamburg, Diakonie Hamburg und Zukunftsrat 
Hamburg (HRSG.): Zukunftsfähiges Hamburg, Zeit zum Han-
deln- Eine Studie des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, 
Energie, Dölling und Galitz Verlag, Hamburg 2010; www.hv-
vumsonst.blogsport.de (05.12.11); http://de.wikipedia.org/wiki/
Pendler (01.12.11); Prof. Dr.- Ing. Gerd- Axel Ahrens: Mobilität in 
Städten- Sr 2008 (Oberzentren > 500.000 EW, o.Berlin, flach)

Christina Marburger
Freiwilliges ökologisches Jahr (FÖJ)

UmweltHaus am Schüberg

HVV umsonst - eine 
Chance für die Umwelt?
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DELLHEIM

zu ermutigen und zu motivieren, Utopien und Alternativen zu 
denken und sich politisch zu betätigen; über konkrete Arbeit 
die verschiedenen Linken, „links“ Denkenden und Fühlen-
den zusammenzubringen und zu gemeinsamem Handeln zu 
befähigen; an Hand des ÖPNV soziale, ökologische und de-
mokratische Problemdimensionen in ihren wechselseitigen 
Zusammenhängen zu bearbeiten.

Schließlich geht es beim ÖPNV um Mobilität und die Mög-
lichkeit, am gesellschaftlichen Leben zu partizipieren, soziale 
Kontakte zu entwickeln und zu pflegen, sich politisch zu en-
gagieren. Das sollen jede und jeder können, ungeachtet ihrer 
Einkommen und sozialen Lage, ihrer körperlichen Verfasst-
heit, ihrer Staatsbürgerschaft oder Staatenlosigkeit. Aber 
diese Mobilität darf nicht natürliche Lebensbedingungen zer-
stören und die Lebensbedingungen der Einwohner/innen be-
einträchtigen. Dabei soll insbesondere an Kinder, Ältere und 
Menschen mit Behinderungen gedacht werden. 
Sozial gerechte und ökologisch verantwortbare Mobilität hat 
mit dem Zustand des ÖPNV, mit der Stadtgestaltung, mit indi-
vidueller Freiheit, sozialem Schutz und mit Demokratie, mit Si-
cherheit ohne Überwachung, mit solidarischer Finanzierung 
– letztendlich mit der Verfasstheit der Gesellschaft, ihrer geis-
tig-kulturellen Hegemonie zu tun. Diese Komplexität spricht 
für das Ringen um breite soziale Bündnisse für solidarische 
Gesellschaftsalternativen.   

Daraus sollte nicht die Schlussfolgerung gezogen werden, 
der unentgeltliche öffentliche Nahverkehr sei der Schlüssel 
zur Lösung aller gesellschaftlichen Probleme. Dass er das 
nicht ist, zeigen die Städte, in denen es ihn gibt. Aber das 
Ringen um ihn kann tatsächlich individuelles, kollektives und 
gesellschaftliches Leben verändern. Es kann den motorisier-
ten Individualverkehr, Unfälle und gesundheitliche Risiken, 
Umwelt- und Lärmbelastung wie Flächenversiegelung we-
sentlich senken. Es kann zugleich den Umbau von Lebens-

weisen und letztendlich von Produktionsstrukturen unterstüt-
zen und damit helfen, soziale und ökologische Zerstörung zu 
stoppen, zurück zu drängen, letztendlich zu überwinden und 
andere Entwicklungen zu verwirklichen. Das verlangt nun-
mehr insbesondere, die weitere Privatisierung des ÖPNV zu 
verhindern, den ÖPNV zur tatsächlichen Angelegenheit der 
Beschäftigten, heutigen und künftigen Nutzer/innen sowie 
der Einwohner/innen zu machen – die ihn betreffenden Ent-
scheidungen und die Kontrolle ihrer Umsetzung zu demokra-
tisieren. 

Dafür gibt es gegenwärtig  eine besonders günstige Gele-
genheit: 2013 läuft das Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GVFG) aus. Die Teilnehmer/innen am Bundesweiten 
Umwelt- und Verkehrskongress (buvko) haben 2011 folgen-
de Ziele seiner anstehenden Reform formuliert: „mehr Geld 
für Fuß- und Radverkehr, mehr Geld für ÖV, mehr Geld für 
Schnittstellen, mehr Geld für Stadtbegrünung, Wohnumfeld-
verbesserung und Verkehrsberuhigung, kein Geld für Auto-
verkehr, Straßen und Parkraum, kein Geld für Großprojekte. …
Wir fordern Bund und Länder auf, die gesetzlichen Grundla-
gen für eine Verkehrserzeugungsabgabe und Bodenversie-
gelungsabgabe zu schaffen. Darin muss auch geregelt sein, 
dass das Geld ausschließlich zur Verringerung der Autoab-
hängigkeit und der Bodenversiegelung genutzt werden darf 
…
Wir fordern daher Bund und Länder auf, in Kooperation mit 
den kommunalen Spitzenverbänden und den ÖV-Verbänden 
die gesetzliche Basis für Nahverkehrsabgaben zu schaffen. 
Auf diese Weise erhalten auch alle Gemeinden (auch kleine) 
neue Möglichkeiten zur ÖPNV-Finanzierung.“ (http://www.
buvko.de/ergebnisse/trierer-manifest.html) 

Diese Gelegenheit sollten wir nicht verpassen!

Judith DELLHEIM

DELLHEIM

Seit 2008 begehen Initiativen und Organisationen, die sich 
für einen allen zugänglichen unentgeltlichen ÖPNV engagie-
ren, den ersten März-Sonnabend als „Free Public Transport 
Day“. Während in Deutschland eine „Bewegungsflaute“ im 
Ringen um Free Public Transport eingetreten ist, legten in 
Belgien Aktive los, expandiert Planka in Norwegen und Dä-
nemark, haben auf den Philippinen ÖPNV-gratis-Kampagnen 
begonnen. Die Idee des „unentgeltlicher-ÖPNV“-Feiertages 
geht auf das schwedische Netzwerk Planka zurück. Es kann 
auf 10 Jahre Aktivitäten, Kampagnen, Stress und Spaß und 
auch auf  jüngste Postivbeispiele, die zum Mittun einladen, 
verweisen. Dazu gehören – Finanzkrise hin, Finanzkrise her 
– reale Free-Public-Transport-Projekte: in der schwedischen 
Stadt Avesta werden im Sommer 2012 „Gratis-Busse“ fahren. 
In Hallstahammar wurden drei Buslinien von der Bezahlung 
durch die Fahrgäste befreit bzw. diese vom lästigen Bezah-
len. Und nun gehört auch der Calgary Transit zu Free Public 
Transport.

Es gibt also praktische Beweise dafür, dass ein Abbau öffent-
licher Leistungen und dessen „Begründung“ mit knappen 
bzw. verschuldeten öffentlichen Haushalten nicht alternativ-
los ist. Das sieht sogar der Chefökonom von Market Watch 
Irwin Kellner, und der ist nicht gerade „links“.
Unsere Analysen zu linken Akteuren pro Free Public Trans-
port haben interessante Einsichten erbracht: Die seit Langem 
und Längerem bestehenden Initiativen bzw. Kampagnen ha-
ben einen gewerkschaftlichen Ursprung. 
Die US-amerikanischen, kanadischen und griechischen In-
itiativen gehen von sozialen Nöten, drückenden Lebens-
haltungskosten und dem Gedanken von Solidarität aus. In 
Schweden, Norwegen und Deutschland kommen noch öko-
logische Betroffenheit und gezielte Auseinandersetzung mit 
Auto- und Ölkonzernen hinzu.
Aktivitäten in Kanada, Griechenland und Norwegen wer-
den explizit mit Kämpfen gegen Rechtsextremismus und 
Rechtspopulismus verbunden. Free Public Transport soll ge-
rade Flüchtlingen Armen mit migrantischem Hintergrund zu 
Gute kommen. 

Die Bewegungen richten sich immer gegen die Kommerzia-

lisierung des Lebens, die Privatisierung öffentlicher Leistun-
gen. Sie zielen auf den Erhalt und die Demokratisierung des 
Öffentlichen, auf die Aneignung öffentlicher Räume und Inf-
rastrukturen von unten.

Linke Parteien und etablierte soziale Organisationen sind 
meist zunächst skeptisch, aber fähig, sich die Idee vom un-
entgeltlichen ÖPNV anzueignen – siehe Synaspismos bzw.
Syriza in Griechenland und DIE LINKE. in Deutschland. 
Manchmal initiieren und führen Parteien sogar Kampagnen 
für unentgeltlichen ÖPNV wie in Toronto und Schottland. 
Während in Schweden, Norwegen und Deutschland „die 
Medien“ den Gratis-ÖPNV-Initiativen eher halfen, sind sie in 
Griechenland und Kanada deren Gegner.

Die Kampagnen haben bei ihren Macher/innen immer Lern-
prozesse ausgelöst – vor allem in den Bereichen Verkehr, 
Verkehrspolitik und Recht. Hinzu kommen soziale und ökolo-
gische Einsichten und Fragen der Stadtgestaltung. Die Lern-
prozesse betreffen ferner das Organising bzw. Vernetzen von 
Sensibilisierten und Aktiven, effektive Kampfformen, den Um-
gang mit anderen Akteuren und „ganz normalen Menschen“.
In Schweden, Norwegen und Deutschland sind die Gruppen 
pro Free Public Transport eher klein, vielfach so um die 10, 
max. 30 Mitglieder. Wenngleich in Toronto und in Griechen-
land die Akteursgruppen größer sind, kann nirgends von ei-
ner Massenbewegung gesprochen werden.

Mit ihren Aktivitäten für einen unentgeltlichen ÖPNV streben 
die Beteiligten immer solidarische Kulturen an. Vielfach sind 
sie zugleich Auseinandersetzung mit sozialer Repression, mit 
Überwachung und dem offiziellen „Sicherheitsverständnis“.
Die Aktiven in Schweden, Norwegen und Deutschland sind 
mehrheitlich männlich, die Fahrgäste aber weiblich. Oftmals 
gibt es gute Beziehungen zu Flüchtlings- und MigrantInnen-
initiativen. Aber aufgrund von Abschiebegefahren kommt es 
nicht oder nur kaum zu gemeinsamen Aktionen für einen un-
entgeltlichen öffentlichen Nahverkehr.

Drei Anliegen spielen immer wieder eine Rolle: über die Idee 
eines unentgeltlichen, real zugänglichen ÖPNV Menschen 

Feiern wir den 
unentgeltlichen ÖPNV!

YONOPAGO-AKTIVISTINNEN IN BARCELONA
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GRÜNE JUGEND

wiesen, um die täglichen Besorgungen 
fürs Leben zu machen. Zusätzlich zieht 
diese Ausdünnung der Infrastruktur be-
trächtliche Umweltschäden nach sich, 
die durch das wachsende Verkehrs-
aufkommen und den Bau von neuen 
Straßen entstehen. Wir brauchen eine 
andere Prioritätensetzung bei Neu-
baumaßnahmen. Wir wollen weg von 
teuren und umweltschädlichen Presti-
geprojekten und hin zu sinnvollen öko-
logischen Infrastrukturinvestitionen. 
Wir fordern Vorfahrt für die Schiene mit 
einem europäischen Schienennetz und 
ausgebauten Regionalfahrplänen,  Ent-
siegelung von innerstädtischen Stra-
ßen und einen Umbau statt eines Neu-
baus des bestehenden Straßennetzes. 
Wir wollen entschleunigen – Mensch 
und Umwelt zuliebe. Eine zukunftsori-
entierte Verkehrspolitik muss nicht  nur  
den Klimazielen entsprechen,  sondern 
moderne Mobilitätskonzepte umset-
zen und gleichzeitig Mobilität für alle 
sicherstellen. Dabei müssen die un-
terschiedlichen städtischen und länd-
lichen Mobilitätsbedürfnisse und -an-
forderungen individuell mit modernen 

Fortbewegungskonzepten beantwortet 
werden. Das Recht auf Mobilität – in der 
Stadt wie im ländlichen Raum – gehört 
für uns zur regionalen Daseinsfürsorge. 
Bei der Gewährleistung einer flächen-
deckenden Mobilität ist zum Beispiel 
Elektromobilität eine Übergangstech-
nologie, um vom Verbrennungsmotor 
wegzukommen. 

Doch moderne Verkehrspolitik er-
schöpft sich für uns nicht in der Erset-
zung aller Verbrennungsmotoren durch 
Elektromobilität und Co., mit der an 
veralteten Strukturen festgehalten wird. 
Eine sozialverträgliche, negative Pend-
lerpauschale wäre eine Möglichkeit 
die tatsächlichen Kosten des täglichen 
Überlandgebrauchs eines Autos in 
Rechnung zu stellen und so ein Umden-
ken einzuleiten. Die groben Leitlinien 
sind für uns ein entgeltfreier und damit 
kostenloser öffentlicher Personennah-
verkehr für alle, eine wohnortnahe In-
frastruktur und der Ausbau von Fahr-
rad- und Fußwegen, Fahrradstationen 
sowie autofreie Städte. So dämmen wir 
den motorisierten Individualverkehr zu-

nächst ein und schaffen ihn langfristig 
ab. Die kulturelle Dominanz des Autos 
muss gebrochen werden. Wir wollen 
keine großen Einkaufsparks auf der 
grünen Wiese, sondern dass die Befrie-
digung möglichst vieler Bedürfnisse vor 
Ort im Dorf oder im Stadtteil ermöglicht 
wird, damit das Verkehrsaufkommen 
insgesamt sinkt. Das Konzept der Stadt 
der kurzen Wege muss endlich Realität 
werden. Die Idee ist: Sich zusammen 
in lebenswerter Umgebung ökologisch 
fortbewegen, statt individuell durch die 
Gegend zu rasen.“

GRÜNE JUGEND Hamburg:
Die Grüne Jugend Hamburg (GJHH) ist 
Teilorganisation von Bündnis 90/Die 
Grünen / GAL Hamburg. Wir stehen der 
GAL nahe, sind inhaltlich aber eigen-
ständig. Wir bilden uns stets unsere ei-
gene Meinung und scheuen uns auch 
nicht, die GAL zu kritisieren, wenn es 
uns nötig erscheint. Wir sind jung, grün 
und stachlig. Mehr Informationen unter: 
www.gruenejugendhamburg.de

GRÜNE JUGEND

In was für einer Gesellschaft möchten wir leben? Diese Frage 
stellen wir uns, wenn wir über einen gesamtgesellschaftlich 
finanzierten Personennahverkehr nachdenken. Wir möchten 
in einer sozial gerechten und ökologischen Gesellschaft le-
ben. Wir möchten, dass Menschen Verantwortung füreinan-
der und für die Umwelt übernehmen. In so einer Gesellschaft 
wird der ÖPNV gemeinschaftlich finanziert. 

Auch wenn einige Menschen den ÖPNV mehr nutzen als an-
dere, in einer Großstadt profitieren alle von der Bereitstellung 
dieser Infrastruktur. Mobilität bedeutet soziale Teilhabe und 
diese sollte allen unabhängig ihres Portemonnaies gewährt 
werden. Der ÖPNV ist aber nicht nur sozial, weil er niedrig-
schwellig Mobilität für alle garantiert, sondern auch, weil er 
gemeinschaftlich genutzt wird. Beim Vergleich zum Autover-
kehr fällt auf: Hier wird Infrastruktur (Straßen, Ampelanlagen, 
Parkplätze, Verkehrsverwaltung) steuerfinanziert bereitge-
stellt, doch genutzt wird diese Infrastruktur hauptsächlich 
vom motorisierten Individualverkehr, der ökologisch in einer 
Großstadt nicht zu verantworten ist. Die Kosten, die durch 
den motorisierten Individualverkehr entstehen, werden von 
allen Steuerzahler_innen getragen: Durchschnittlich zahlt 
jede_r Hamburger_in pro Jahr 629 Euro für den Autoverkehr 
- egal ob sie mit dem Auto durch Hamburg fahren oder nicht.
Wir finden: Diese Zahl muss sinken! Dafür soll der ÖPNV öf-
fentlich finanziert werden. Den ÖPNV können dann alle nut-
zen, da keine weiteren individuellen Investitionen notwendig 
sind. Ein „kostenloser“ ÖPNV würde massiv Hürden senken, 
diesen zu nutzen: Der ÖPNV wird attraktiver und die Fahr-
gastzahlen steigen. Dafür nimmt der Autoverkehr ab, wo-
durch städtische Flächen frei werden und sinnvoller genutzt 
werden können. Parallel würden die Kosten für den Stra-
ßenerhalt und -ausbau sinken und sogar durch eine mögliche 
Einführung einer City-Maut teilweise kompensiert werden. Al-
les in allem wäre der Verkehr in unserer Stadt ökologischer 
und wir würden Mobilität für alle ermöglichen.

Natürlich müssen die 557 Millionen Euro wegfallende Fahr-
geldeinnahmen (2008) kompensiert werden. Der HVV wäre 
nicht kostenlos, sondern die Kosten werden lediglich anders 
verteilt. Bei der GRÜNEN JUGEND haben wir uns noch auf 
kein genaues Modell geeinigt, sprechen uns aber grundsätz-
lich für einen öffentlich finanzierten ÖPNV aus. Kinder und 
Jugendliche sollten tatsächlich kostenlos fahren dürfen.
Natürlich sehen wir auch Probleme am Konzept des solida-
risch finanzierten HVV. Bisherige Modellprojekte (Templin, 
Hasselt) finden bisher nur in kleineren Städten statt und es ist 
schwer, die Erfahrungen auf eine Großstadt zu übertragen. Es 

ist nicht absehbar, wie stark die Fahrgastzahlen im HVV – und 
damit auch seine Betriebskosten – ansteigen würden. Eini-
ge Kritiker_innen sehen derweil die Gefahr, dass es zu vielen 
unnötigen Fahrten mit dem ÖPNV kommt, die zu Lasten des 
Rad- und Fußverkehrs gehen. Sie sehen dies nicht unbedingt 
als ökologisch und favorisieren eher ein günstiges System, 
bei dem alle Fahrten bezahlt werden, so dass alle Nutzer_in-
nen sich überlegen, wie oft sie fahren. Natürlich steigt man 
eher in die Bahn oder den Bus ein, wenn man dafür nicht ex-
tra bezahlen muss. Doch bereits jetzt fahren ein Großteil der 
Nutzer_innen mit Zeitkarten. Hier müssen wir uns entschei-
den: Möchten wir, dass die Menschen aus Bequemlichkeit 
das Auto nutzen oder die Bahn? Und sind uns da ein paar 
unnötige Fahrten mit der Bahn nicht lieber als verstopfte Stra-
ßen, Lärm und schlechte Luft?

Der Verkehr der Zukunft gerade in einer Großstadt findet in 
Bus und Bahn, auf dem Fahrrad und zu Fuß statt. Wir brau-
chen autofreie Städte, denn diese sind sozialer und ökolo-
gischer. Ein gemeinschaftlich finanzierter ÖPNV kann dabei 
aber nur eine Maßnahme unter vielen sein. Wir brauchen 
eine Citymaut und den Ausbau von Fahrradwegen und dem 
Stadtradsystem. Wichtig ist aber auch, dass das Streckennetz 
im HVV ausgebaut wird, denn bereits jetzt stößt der HVV an 
seine Kapazitätsgrenzen. Dazu gehört nicht nur die Stadt-
bahn, sondern auch der Ausbau von Regional- zu S-Bahnen 
und Taktverdichtungen auf bereits bestehenden Strecken.
Wir wollen in einer ökologischen und sozialen Gesellschaft 
leben, an der alle Menschen teilhaben können. Um diese Ge-
sellschaft zu ermöglichen, muss die Mobilität aller Menschen 
bedingungslos sichergestellt sein. Für diese Gesellschaft 
brauchen wir einen gut ausgebauten, zuverlässigen und vor 
allem solidarisch finanzierten HVV.

Das verkehrspolitische Selbstverständnis der GRÜNEN JU-
GEND (das gesamte Selbstverständnis wurde im Oktober 
2010 in Gelsenkirchen verabschiedet und ist unter http://
www.gruene-jugend.de/show/759424.html?searchshow=sel
bstverst%C3%A4ndnis zu finden)

Mobilität ist heute alles – wir genießen die fast grenzenlosen 
Möglichkeiten als großen Zugewinn an persönlicher Freiheit. 
Dabei sehen wir häufig gar nicht mehr, dass diese scheinba-
re Freiheit uns und die ganze Gesellschaft gleichzeitig ein-
schränkt. In der Stadt ist die Lärmbelastung enorm, öffentli-
cher Raum wird durch viel befahrene Straßen zerschnitten, 
ganz abgesehen von der hohen Schadstoffbelastung. Auf 
dem Land sind immer mehr Menschen auf ein Auto ange-

Für eine soziale und ökologische 
Gesellschaft - Für einen 
öffentlich finanzierten ÖPNV
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Bei einem kostenlosen ÖPNV versteht sich von selbst, dass 
es mehr Busse und Bahnen auf einer nicht beliebig erweiter-
baren Infrastruktur geben muss. Und damit stellt sich auch die 
Frage, wie wir mit dem Lärm und den Schadstoffen umgehen, 
die Busse und Bahnen emittieren. Wer alles auf Elektromo-
bilität und Hybridtechnik reduziert, macht es sich zu einfach. 
Damit haben wir zwar vor Ort keine Emissionen, aber an der 
Stelle, wo der Strom produziert wird. Zudem ist die Wirtschaft 
derzeit nicht in der Lage serienreife Elektro/Hybrid-Busse zu 
liefern. Die Menge an Fahrzeugen, die Hamburg bräuchte, 
kann nicht so einfach hergestellt und eingesetzt werden. Der 
SPD-Senat hat angekündigt, dass ab 2020 nur noch emissi-
onsfreie Busse durch unsere Stadt rollen werden. Aber schon 
heute bezweifeln Experten, dass dieses Ziel realistisch ist. 
Davon abgesehen, dass strombetriebene Fahrzeuge nach 
unserer Auffassung sowieso nur mit erneuerbaren Energi-
en betrieben werden dürften. Und es gibt noch einigen For-
schungsbedarf hinsichtlich der Energiespeicherung. 
Dagegen kann eine massive Zunahme von Dieselbussen in 
der Stadt kein erstrebenswertes Ziel sein. Denn Dieselbusse 
machen Lärm und stinken. Vielleicht weniger als die ausblei-
benden PKW, aber immer noch zu viel. Hamburg hält bereits 
heute diverse Grenzwerte bei den Luftschadstoffen nicht ein. 
Daher müssen wir mit Blick auf einen fahrscheinlosen ÖPNV 
sicher sein, dass die Emissionen sinken. Hier fehlen noch 
Forschungen oder Gutachten, die dies explizit für Hamburg 
beleuchten. Für eine effektive Luft- und Lärmverbesserung 
sind für uns Umweltzone, City-Maut, Tempolimits und LKW-
Fahrverbote die Hebel, bei denen man ansetzen kann. So 
könnten wir definitiv den Verkehr in Hamburg aufs Nötigs-
te reduzieren und positive Effekte für die Umwelt zu erzie-
len. Und genau dies ist die grüne Antriebsfeder. Schon jetzt 
konkurrieren Busse, Fahrräder und Autos um den knappen 
Verkehrsraum, dessen Löwenanteil die PKW besetzen. Hier 
muss ein Umdenken stattfinden zugunsten des Umweltver-
bunds. Eigene Busspuren, Radfahrstreifen und breite Fuß-
gängerwege sollten Selbstverständlichkeiten sein, dem sich 
der motorisierte Individualverkehr unterordnet. So wird auch 
die Lebensqualität in den Wohnvierteln und Quartierszentren 
steigen.

Die Studie „Zukunftsfähiges Hamburg“ des Wuppertal Insti-
tuts für Klima, Umwelt, Energie hat sich auch mit dem fahr-
scheinlosen ÖPNV beschäftigt. Sie schlagen ein Bürgerticket 
vor, das pauschal auf alle umgelegt wird. 170 Euro pro Person 
bzw. 473 Euro, wenn nur Sozialversicherungspflichtige Bür-
gerInnen dafür zahlen. Diesen Zahlen liegt eine einfach Be-
rechnung zugrunde: 2008 erwirtschaftete der HVV 557 Milli-

onen durch das erhobene Fahrgeld. Dazu kam ein Defizit von 
223 Millionen Euro. Die Gesamtkosten belaufen sich also auf 
etwa 780 Millionen Euro jährlich. Die Studie rechtfertigt die 
Umlage damit, dass SteuerzahlerInnen, egal ob AutofahrerIn 
oder nicht, 629 Euro für den Autoverkehr indirekt über Steu-
ern und Abgaben zahlen. Jeder PKW weniger würde auch 
diese Summe reduzieren.
Uns scheint die Berechnungsgrundlag noch nicht ganz aus-
gereift, da sie auf Fahrgastzahlen aufbaut, die nicht den Be-
dingungen entsprechen, die ein kostenfreier ÖPNV mit sich 
bringen würde. Um die zu erwartenden Fahrgastzahlen zu 
beherrschen, müssten wir zügig mehr Transportfahrzeuge 
für Schiene und Straße kaufen, Straßen flächendeckend mit 
Busspuren versehen, mehr Betriebshöfe einrichten und ein 
komplettes Stadtbahn-Streckennetz aus dem Boden stamp-
fen – inklusive Personal und Unterhaltung des Ganzen. Hier 
fehlt für Hamburg eine solide Berechnungsgrundlage mit 
zeitlicher Perspektive, die alles dies berücksichtigt und vor 
dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage die richti-
gen Empfehlungen gibt.
Zum Vergleich: Die SPD gibt gerade 259 Millionen Euro für 
250 Einzelmaßnahmen aus, deren effektive Wirkung nicht 
mal erwiesen ist. Eine Stückchen U4 kostet 180 Millionen 
und 50 km Stadtbahn würde etwa 1 Milliarde kosten. Diese 
Summe ist nicht so einfach über ein „Semesterticket für alle“ 
finanzierbar. Allein diese Investitionskosten würden 805 Euro 
pro Kopf ausmachen. Die ungeklärten rechtlichen Fragen der 
Finanzierung lassen wir jetzt mal außen vor.

Die GAL Hamburg ist auf der Suche nach Lösungen für die 
oben skizzierten Fragen. Das Pro und Kontra hält sich bei den 
Hamburger Grünen derzeit noch die Waage. Die Diskussion 
mit der Basis geht weiter.
Eines lässt sich aber jetzt schon feststellen: Der ÖPNV und 
seine Finanzierung ist uns nicht egal. Die jetzige Tarifstruk-
tur gehört stark vereinfacht, die Sozialkarte so gestaltet, dass 
noch mehr Menschen davon Gebrauch machen können, 
und wir möchten eine Nahverkehrsabgabe, die die gesam-
ten städtischen Verkehrskosten auf alle umlegt. Wir wollen 
vieles, was mit dem fahrscheinfreien Verkehr einhergeht und 
die Straßen vom PKW-Verkehr entlastet: konsequente Park-
raumbewirtschaftung, City-Maut, attraktive Radwege, Ausbau 
des StadtRad-Systems, viele Tempo-30-Zonen, Stadtteile 
der kurzen Wege und nicht zuletzt ein nachhaltiges öffent-
liche Nahverkehrssystem, dass viele Menschen schnell und 
komfortabel an ihr Ziel bringt. Unser Antrieb ist dabei die Re-
duktion von Luftschadstoffen, Co², Lärm und Unfällen. Kurz 
gesagt: Weniger motorisierten Verkehr und ein neues Mobi-
litätsverhalten der Menschen! Ob der fahrscheinlose ÖPNV 
einen Beitrag zu dieser Neuen Mobilität leisten kann, ist für 
uns noch nicht geklärt. 

Katharina Fegebank, GAL-Landesvorsitzende, sozialpolitische Sprecherin der 
GAL-Bürgerschaftsfraktion

Dr. Till Steffen, verkehrspolitischer Sprecher der GAL-Bürgerschaftsfraktion

3. „ABER“...

...WIE FINANZIEREN WIR DAS ALLES?

4. „ABER“...

...WELCHE MOBILITÄT IST DIE RICHTIGE?

GAL

Ballindamm, Jungfernstieg und Gänsemarkt sind breit aus-
gebaute Flaniermeilen, in der Mitte gibt es lediglich Radfahr-
streifen und eine zweispurige Straße, die von 5:00 Uhr bis 
9:00 Uhr ausschließlich dem Lieferverkehr zugänglich ist. 
Ansonsten befinden sich hier Grünflächen, Parkbänke, Cafés 
und ein paar Flächen für Sondernutzung von Geschäften. Der 
Jungfernstieg ist wieder das, was er mal war: Eine Begeg-
nungsmeile fürs Sehen und Gesehen werden. Die PKW sind 
aus der Innenstadt quasi ganz verschwunden. Alles dank des 
fahrscheinlosen Nahverkehrs. Hamburgerinnen und Hambur-
ger können sämtliche Busse und Bahnen ohne direkte Kos-
ten nutzen.

Dies wirkt sich aber nicht nur auf die Innenstadt, sondern auf 
das ganze Stadtgebiet aus. Staus gibt es nur noch auf den 
Autobahnen, der sonstige Verkehr läuft flüssig. Volle Busse 
fahren im fünf-Minuten-Takt durch die ganze Stadt und prä-
gen so das Stadtbild. Vielleicht zieht sich sogar eine hoch fre-
quentierte Stadtbahn von Nordost nach West. Die Menschen 
in der Stadt kommen viel rum, besuchen sich gegenseitig, die 
Grenzen der Stadtteile sind aufgehoben. Gleichzeitig floriert 
der Einzelhandel. 
So überspitzt das auch gezeichnet sein mag, diese Idee ist 
sehr reizvoll. Mit dem Gedanken eines scheinbar kostenlo-
sen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) verbinden sich 
viele Hoffnungen auf ein insgesamt besseres Leben in der 
Stadt. Das kann vielleicht sogar so sein, jedoch gibt es ein 
paar „Aber…“, die zuvor gelöst werden müssen.

Verkehr erzeugt Verkehr – dieser oft zitierte Satz bewahr-
heitet sich auch bei einem kostenlosen ÖPNV. Die Fahrgast-
zahlen steigen rasant, zum einen weil er Menschen animiert, 
anstelle des Autos den öffentlichen Nahverkehr zu nutzen. 
Zum anderen, weil die Menschen sich mit dem Bus o.ä. fort-
bewegen, wo sie sich sonst entweder zu Fuß, mit dem Rad 

oder auch gar nicht auf den Weg gemacht hätten.
Dies zeigt sehr deutlich das Beispiel der belgischen Stadt 
Hasselt, die 1997 die kostenlose Benutzung aller Buslinien 
eingeführt hat und immer wieder als Beispiel in der Diskus-
sion um den kostenlosen Nahverkehr herangezogen wird. 
Dort ist der Nahverkehr in zehn Jahren um 1.319 Prozent 
gestiegen. Vor Einführung des kostenlosen ÖPNV kam man 
in Hasselt auf etwa fünf Fahrten pro Jahr und EinwohnerIn. 
Zehn Jahre später hat sich diese Zahl auf etwa 63 Fahrten 
pro Kopf und Jahr gesteigert. Hasselt fährt gut damit: Der 
Haushalt wird nicht wesentlich belastet und mit Hilfe weiterer 
flankierender Maßnahmen wie intensiver Parkraumbewirt-
schaftung und Rückbau von Straßen konnte der Autoverkehr 
in der Stadt reduziert werden. Doch Hasselt kann nur sehr 
bedingt mit Hamburg verglichen werden: Derzeit nutzen 18 
Prozent der HamburgerInnen den HVV. Wir kommen auf 360 
Fahrten pro EinwohnerIn und Jahr – mehr als fünf Mal so viel 
wie Hasselt heute.
Schon jetzt erwartet der HVV Fahrgastzuwächse von 2 bis 
3 Prozent jährlich und der ÖPNV ist nah an seiner Belas-
tungsgrenze. Mit einem fahrscheinfreien ÖPNV würden die 
Fahrgastzahlen enorm steigen. Dies sprengt alle vorhande-
nen Kapazitäten, nicht nur in den Bussen, S- und U-Bahnen, 
auch an den Haltestellen und beim Ein- und Ausstieg wären 
Konflikte vorprogrammiert. Selbst 50 km Stadtbahn könnten 
dies wohl kaum stemmen. Hamburg braucht in Wirklichkeit 
ein Konzept, wie wir die Straßen und Umwelt wirkungsvoll 
und dauerhaft entlasten. Wir müssen Anreize schaffen, damit 
die Menschen öfter das Fahrrad benutzen oder auch zu Fuß 
gehen. Sie sollten diese Fortbewegungsarten als echte Al-
ternative zum motorisierten Verkehr erkennen. Wir brauchen 
daher auch eine starke Radverkehrspolitik und Quartiere, in 
denen zu Fuß gehen Spaß macht, um den Verkehrskollaps 
zu vermeiden. 

Fahrscheinfreier ÖPNV -
Element einer Neuen 
Mobilität?
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pro Jahr kämen so beispielsweise zwi-
schen Lüneburg und Hamburg 30.000 
Pendelkilometer zusammen – eine 
schon heute relativ verbreitete Varian-
te. Bei einer Bahnfahrt werden pro Per-
son und pro km 40 g CO2-Emissionen 
ausgestoßen, so dass sich daraus jähr-
lich 1,2 Tonnen CO2 pro Kopf ergeben. 
Das ist über die Hälfte des eingangs be-
nannten Pro-Kopf-Ausstoßes von zwei 
Tonnen. Warum sollte die Allgemeinheit 
das auch noch finanziell fördern? Und 
wenn sie das täte, warum sollte ich 
dann noch in einer teureren Wohnung 
in der Stadt wohnen und mit dem Rad 
zur nah gelegenen Arbeit fahren?

Entscheidet nur der Geldbeutel über 
die Verkehrsmittelwahl?
Nutze ich immer das teuerste mir mög-
liche Verkehrsmittel? Nicht nur in Eng-
land finden wir auch Großverdiener in 
der U-Bahn anstatt im SUV. Denn natür-
lich gibt es mehr Kriterien zur Verkehrs-
mittelwahl als nur den schnöden Mam-
mon. Wenn wir eine Schädigung des 
Klimas nicht auch noch aus öffentlichen 
Mitteln finanzieren wollen, schließt das 
natürlich nicht aus, dass es (wieder) 
Sozialtickets u.ä. geben müsste. Es ist 
selbstverständlich, dass es allen Men-
schen möglich sein muss, ihr Grund-
recht auf Teilhabe verwirklichen zu kön-
nen, wozu sie mobil sein müssen. Dabei 
dürfen Einschränkungen körperlicher 
oder finanzieller Art diese Menschen 
nicht davon ausschließen. Dazu be-
darf es aber keines generell kostenlo-
sen Verkehrsangebots, sondern dieses 
Grundrecht muss z.B. über kostenlose 
Sozialtickets, Schülertickets, Senioren-
tickets etc. gewährleistet werden. Im Übrigen müssen dazu 
auch sämtliche Haltestellen barrierefrei sein. Allein von den 
U- und S-Bahn-Stationen in Hamburg ist das bei über der 
Hälfte nicht der Fall. Bis 2020 wird dies zwar angestrebt, 
müsste aber deutlich schneller umgesetzt werden. Was nützt 
mir ein kostenloser ÖPNV, wenn ich ihn nicht nutzen kann?

Sicher ist es richtig, Taktung, Image, Komfort, (gefühlte) Si-
cherheit und weitere Punkte beim ÖPNV zu verbessern, 
um mehr Autofahrende zum Wechsel zu bewegen. In den 
Verkehrswissenschaften wird aber regelmäßig betont, dass 
nur restriktive Maßnahmen beim MIV tatsächlich geeignet 
sind, dies zu erreichen. In Hamburg hat sich die Zahl der 
Fahrzeuge auf den Straßen in den letzten 30 Jahren etwa 
verdoppelt. Das ist Platz, den wir Menschen uns wieder an-
eignen müssen – auch, um die Verkehrswende zu erreichen. 
Denn auch finanziell zahlt sich das aus: Je mehr Menschen 
den HVV nutzen und somit die Auslastung erhöhen, desto 
niedriger sind die Kosten pro Kopf.

Forderungen:
Aus diesen Punkten ergeben sich verschiedene Forderun-
gen, die sicher noch ergänzt werden können:
• eine flächendeckende Grundversorgung mit öffentlicher 
Mobilität zu für alle bezahlbaren Preisen
keine Subventionierung sinnloser Mobilität – gleichzeitig re-
striktive Maßnahmen gegen verantwortungsloses Verkehrs-
verhalten
• öffentlichen Verkehr in öffentlicher Hand und damit in ge-
meinschaftlicher Kontrolle halten – Privatisierungen sind der 
falsche Weg.
• ein einheitliches System von Tarifen und Bedingungen des 
öffentlichen Verkehrs und erschwingliche Netzkarten, die 
den öffentlichen Verkehr für alle Menschen attraktiv machen

jürgen Mumme

MUMME

Um die Klimaerwärmung auch nur auf 2°C Zunahme zu be-
grenzen, dürfte niemand mehr als zwei Tonnen CO2 pro 
Jahr verursachen. Aktuell liegt der Ausstoß in Deutschland 
aber durchschnittlich bei etwa 9,5 Tonnen pro Kopf. Der Ver-
kehrsbereich verursacht davon etwa 20 Prozent. Damit ist er 
eine der wichtigsten Stellschrauben, um den Klimawandel zu 
bremsen. 

Mobilität ist unabdingbar, um am sozialen Leben teilzuneh-
men. Für diesen notwendigen Verkehr kann es daher nur um 
eine Umgestaltung gehen, etwa durch eine Verlagerung vom 
Auto auf den ÖPNV (Öffentlicher PersonenNahVerkehr). Al-
lerdings muss auch klar gesagt werden, dass nicht jeder Ver-
kehr wirklich notwendig ist.

Es gibt eine Reihe von Argumenten, die aus ökologischer 
Sicht für einen kostenlosen ÖPNV sprechen. Es wäre aller-
dings einseitig, die existierenden Gegenargumente auszu-
blenden. Es geht dabei um eine differenziertere Sichtweise 
anstatt eines „entweder ganz oder gar nicht“.

Auto und ÖPNV sind nicht der ganze Verkehr
Beim ÖPNV handelt es sich um motorisierten Verkehr, der 
allerdings unbestritten umweltfreundlicher ist als der Moto-
risierte Individualverkehr (MIV), also der Autoverkehr. Den-
noch werden auch für ihn Flächen und andere Ressourcen 
verbraucht, etwa für die Streckenführung, Haltestellen und 
Fahrzeuge. Das gleiche gilt für den Energieverbrauch bei 
den Fahrten, wobei der Verbrauch (pro Kopf) u.a. von der 
Auslastung abhängig ist. Nicht zu vergessen: Auch der ÖPNV 
verursacht Lärm. Außerdem sollte nicht nur zwischen Auto 
und ÖPNV verglichen werden, schließlich gibt es auch noch 
den Rad- und Fußverkehr, die beide noch umweltfreundlicher 
sind.

Es ist aus Umweltsicht sicher richtig, dass es (auch) finanzi-
elle Anreize geben muss, den ÖPNV anstatt des Autos zu 
nutzen. Sobald es sich allerdings um zusätzlichen Verkehr 
handelt oder um solchen, der Fuß- oder Radverkehr ersetzt, 
folgt eine zusätzliche Umweltbelastung daraus. Selbstver-
ständlich lassen bei eisigen Temperaturen mehr Leute das 
Rad stehen und nutzen die Bahn. Das diese Ausnahmen hier 

nicht gemeint sind, dürfte klar sein. Es geht um dauerhafte 
Veränderungen bei der zentralen Frage, ob und wie ich mich 
fortbewege.

In welche Richtung läuft es ohne Lenkung?
Die Reihenfolge der ökologischen Verkehrswende lautet in 
genau dieser Reihenfolge
1. Verkehr vermeiden (weniger)
2. Verkehr verlagern (anders)
3. Verkehr verbessern (besser)
Für den 1. Punkt ist das Konzept der Stadt der kurzen Wege 
elementar. Wenn durch eine vorausschauende Stadtplanung 
(Funktionsmischung) die Orte z.B. von Wohnen und Arbeiten 
nicht weit entfernt voneinander liegen, entsteht Verkehr gar 
nicht erst oder zumindest in geringerem Maße. Dadurch kann 
der verbleibende Verkehr auf andere Verkehrsmittel wie etwa 
das Rad verlagert werden, wie im zweiten Punkt gefordert. 
Der dritte Punkt bezieht sich auf die technische Optimierung 
des verbleibenden notwendigen Verkehrs, etwa durch ver-
brauchsärmere Motoren oder Rußpartikelfilter. Soweit alles 
ganz simpel. Allerdings geht es auch um Verantwortung der 
Einzelnen bei der Wohnortwahl.

Eine Studie des Umweltbundesamtes von 2011 kommt zu 
dem Schluss, dass die Umsetzung einer Stadt der kurzen 
Wege für eine verkehrs- und flächensparende Entwicklung 
aber nicht ausreichend ist. Es bedarf auch einer Region der 
kurzen Wege. Da Hamburg über 360.000 Einpendler hat und 
das Tarifgebiet des HVV mittlerweile neben dem Großbereich 
Hamburg auch sieben Landkreise umfasst, leuchtet dies un-
mittelbar ein. Ein weiteres Ergebnis der Studie ist, dass der 
Abbau von Verkehrswiderständen, wie etwa Kosten, die Fer-
ne in greifbare Nähe rücken lässt. Es wird schlichtweg mehr 
und weiter gefahren, je billiger es wird.

Was heißt das konkret für Hamburg, wenn wir den Kaufpreis 
des HVV als eines von verschiedenen Steuerungsmitteln 
streichen? „Es ist umweltfreundlicher, mit der Bahn als mit dem 
Auto zu pendeln und daher muss das Bahnfahren kostenlos 
sein“, so ein Pro-Argument. Doch wenn ich täglich kostenlos 
pendeln könnte, warum sollte ich dann meine Wohnung in 
der Nähe meiner Arbeitsstätte haben? Bei 250 Arbeitstagen 

Kostenloser ÖPNV aus 
ökologischer Sicht
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Von Prondzinski

sen aber ständig positiv und negativ beschleunigt werden. 
Je schwerer sie sind, desto mehr Energie kostet das. Also 
auch: je mehr Leute drin, desto mehr Energieverbrauch. Was 
natürlich auch bei Fahrgästen gilt, die hier ein Heim suchen & 
finden, aber gar kein (geografisches) Beförderungsbedürfnis 
haben. Und wir haben ja nun diese Klimaziele, auch wenn sie 
gern nur sehr segmental betrachtet werden... Verkehrsmittel 
umsonst für Obdachlose als akute Notmaßnahme – wie im 
Feb. 12 in Bremen – ist ok; das Subventionieren von immobi-
lem Raum wäre allerdings wesentlich sinnvoller, leerstehen-
den Wohn- und Büroraum gibt es genug und der hat auch fast 
immer einen wesentlich niedrigeren Heizenergieverbrauch. 
Nicht zugänglich gemachten Wohnraum durch energiezeh-
renden Transportraum zu ersetzen, ist keine Dauerlösung. 
Also: (m.E.) Wohnen umsonst. Das ist unveräußerliches Men-
schenrecht. Das differenzierter zu entwickeln ist aber nicht 
Aufgabe dieses Artikels. 

Zurück zum Thema:
Auch Mobilität ist Menschenrecht. Alle sollen ihre notwen-
digen und unvermeidbaren Wege so widerstandsarm wie 
möglich zurücklegen können. Dabei ist eine deutliche soziale 
Staffelung der Preise sinnvoll, in bestimmten, begründeten 
und begrenzten Fällen auch gerne bis 0 herunter. Mobilität 
und damit Umweltverbrauch darf aber nicht generell zum 
unbegrenzt subventionierten Freizeitvergnügen oder zur 

Ersatzlösung der Probleme einer falschen Wohnraumpolitik 
werden.

Anmerkung zum geplanten Fahrscheinvorzeigen in ganz HH:
Um meinen Artikel nicht falsch zu verstehen: Ich lehne ein 
Dauerschikanieren der Fahrgäste durch Fahrscheinvorzei-
gen ab. Das ist zum einen kleinstädtisch und der „Leichtigkeit 
des öffentlichen Verkehrs“ (etwas Entsprechendes ist gesetz-
liches Ziel für den Autoverkehr) stark abträglich. Vor allem ist 
es der Schillsche Sicherheits- und Kontrollwahn. Und es liegt 
dem auch noch eine Ideologie zugrunde, nämlich: Nur wer 
arm ist, hat kein Auto und muß ÖPNV fahren. Und wer arm 
ist, betrügt und erschleicht Leistungen. Das wissen wir von 
Hartz 4: Mißbrauch ohne Ende. – Natürlich fordern dieselben 
Ideologen nicht, daß alle Autofahrer_innen vorm Einsteigen 
ihre Fahrerlaubnis vorzeigen müssen oder 100% aller abge-
stellten Autos auf Falschparken geprüft werden. Und es war 
auch noch nicht zu hören, daß die allgemeinen Steuern er-
höht werden mußten, weil aufgrund der vielen Steuerbetrü-
gereien mehr Steuerprüfer eingestellt werden mußten...
Nein, nur bei den Nutzer_innen des ÖPNV wird die Un-
schuldsvermutung aufgehoben.
Gelegentliche Kontrollen – wie in anderen Lebensberei-
chen – finde ich akzeptabel. Dauermißtrauen und ständiges 
Drangsalieren nicht.

Jörg v. Prondzinski

Von Prondzinski

Die Forderung ist leicht gestellt. Was wäre das Leben schön, 
wenn alles umsonst wäre...
Ich gehe mal von realistischen Rahmenbedingungen aus, 
nämlich, dass die Geldwirtschaft nicht in Kürze abgeschafft 
wird. Und dass es weiterhin – um mit einem Reizwort zu be-
ginnen – einen „Markt“ der Verhaltensweisen gibt, der auch 
über Preise gesteuert wird. (So verstehe ich die Forderung 
nach HVV umsonst: Fortbewegungsverhalten soll nicht von 
den finanziellen Möglichkeiten der einzelnen Personen be-
schränkt werden und es soll zugunsten umwelt-, lebens- und 
wohnverträglicheren Verkehrsmitteln gegenüber dem Auto 
umgesteuert werden.)

Dazu möchte ich vorbemerken: Auch der öffentliche Nahver-
kehr kostet Umwelt. Auch diese Verkehrsmittel verbrauchen 
Energie, auch für sie müssen Straßen und Schienenwege ge-
baut und unterhalten werden, und die Fahrzeuge selbst müs-
sen ebenfalls hergestellt werden (übrigens oft von Firmen, 
die in anderen Zusammenhängen sehr in der Kritik stehen, 
wie etwa Siemens.). Der Umweltverbrauch – modernerweise 
vielleicht auf die CO2-Produktion reduziert betrachtet – fällt 
beim ÖPNV typischerweise deutlich besser aus als beim MIV. 
Aber nicht immer. Ein kaum besetzter Regionalzug oder ein 
Gelenkbus mit 5 Fahrgästen schneiden deutlich schlechter 
ab, als wenn diese Leute im Auto führen.

Ich gehe mal davon aus, daß es nicht Ziel der Kampagne ist, 
Umweltverbrauch zu subventionieren. Und somit sollte die-
ser Verbrauch auch zwecks Verhaltenssteuerung bepreist 
werden – wie gesagt, unter der Annahme, daß es zu einem 
grundlegenden Systemwechsel nicht kommt und daß Men-
schen nicht plötzlich alle aus eigenem Antrieb in höchstem 
Maße gesellschafts- (und umwelt-)verantwortlich handeln. 
HVV umsonst würde also zu mehr „Beförderungsfällen“ füh-
ren. Ein Ausbau des Systems wäre erforderlich. Bei der Stadt-
bahn konnten wir sehen: „Stadtbahn ja, aber nicht auf Kos-
ten der Parkplätze/Bäume... vor meiner Haustür“ – das geht 
jedenfalls nicht konfliktfrei. Der durch Zunahme und Ausbau 
des ÖPNV entstehende Umweltschaden wird wahrscheinlich 
durch den reduzierten Autoverkehr mehr als ausgeglichen 
– falls es nicht zu Mehr- und Schneller-Fahreffekten auf den 
freieren Straßen kommt... Aber ein Umweltverbrauch – der 
meiner Meinung nach nicht kostenlos zu haben sein darf – 
wird in jedem Fall fortgesetzt verursacht.

Da wäre auch noch die Frage der Grenzen. Der HVV er-
streckt sich entsprechend der derzeitigen Verhandlungs- und 

Vertragslage z.B. auf den Landkreis Stade, so daß eine Fahrt 
bis kurz vor Cuxhaven möglich ist, nach Itzehoe oder Lübeck 
gehts aber (derzeit) nicht. Wünschenswert wäre sicher auch 
freie Fahrt nach Hannover, Frankfurt, New York. Irgendwann 
wird die Frage der Finanzierung richtig relevant. Vielleicht 
auch Kreuzfahrten kostenlos? Jedenfalls ist die derzeitige 
Grenzziehung willkürlich. Auch eine Begrenzung auf das 
Hamburger Stadtgebiet wäre lebensfremd. Nach Neuwerk 
müßte es dann kostenlos sein, nach Wedel oder Maschen 
nicht mehr.

Die Finanzierung wäre sicher grundsätzlich aus Steuermit-
teln möglich. Die Hochbahn behauptet, 88% Kostendeckung 
zu haben – da sind aber auch Immobiliengeschäfte mit drin. 
Andere HVV-Verkehrsgesellschaften, besonders in der Dia-
spora, erzielen etwa 50% der Kosten mit Fahrkartenverkauf. 
Jedenfalls subventioniert Hamburg den HVV derzeit etwa 
170 Mill. Euro jährlich. Für einen kostenlosen HVV müßte die-
ser Betrag dann etwa verdreifacht werden – ausgeblendet 
die nötig werdenden Ausbaukosten. Das müßte dann, und 
könnte auch, so beschlossen werden. Das ist nicht mein Ar-
gument. (Kleiner Seitengedanke: Wie wäre es mit: ‚Fahrräder 
umsonst’? - natürlich mit Ausgleich für all die, die aus welchen 
Gründen auch immer, Fahrräder nicht nutzen können und 
Vorkehrung, daß die Gefährte nicht massenhaft im Gebüsch 
zu liegen kommen...)

Das Folgende aber dürfte für manche ein Reizthema sein. 
Ich werde hier Menschenrechte und Ökologie in Verbindung 
bringen, was gern vermieden wird – oft auch aus gutem 
Grund. HVV umsonst wäre auch ein Bereitstellen von kos-
tenlosen mobile homes. Bekanntermaßen gibt es Wohnungs-
mangel im unteren Preissegment. Es gibt Obdachlosigkeit. 
Besonders im Winter eine sehr prekäre Lebenslage. Ein gut-
geheizter U-Bahnwagen ist da eine attraktive Alternative. – 
Ja, aber das ist sehr kurz gedacht. Und: Nein!! Es geht hier 
nicht um „Sozialhygiene“ in den Verkehrsmitteln. Sicher wird 
es Fahrgäste geben, die nicht mit Penner_innen gemeinsam 
befördert werden wollen, die vor der sozialen Realität Augen, 
Ohren und Nase verschließen wollen – das ist nicht Thema 
diese Artikels.
Verkehrsmittel sind so ziemlich die schlechtest thermo-isolier-
ten geschlossenen öffentlichen Räume, die denkbar sind. Mit 
ihnen wird winters fleißig die Umwelt beheizt und im Sommer, 
bei Klimatisierung, ebenfalls. Bessere Isolierung würde die 
Fahrzeuge größer oder den Fahrgastraum kleiner machen. 
Und es käme Gewicht hinzu. Gerade ÖPNV-Fahrzeuge müs-

HVV umsonst? 
Das ist zu billig.
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PIRATENPARTEI

Die Piraten sind der Überzeugung, dass es eine Reihe von 
Grundsätzen gibt, entlang derer eine gerechte Gesellschaft 
aufgebaut werden kann. Sie kann daraus entstehen, dass 
vorhandene Strukturen umgebaut, erweitert, neu gefasst 
oder abgeschafft werden, und dass durch vernünftige und 
gründliche Bildung und Aufklärung, sowie transparente, kon-
trollierbare Arbeit von Vertretern ein weltoffenes, modernes 
und solidarisches Gesellschaftsleben verstetigt werden kann.

Unsere Grundsätze sind persönliche Entfaltung und die Frei-
heit von Bevormundung auf der individuellen Seite, aber auch
Plattformneutralität, Transparenz und bedingungslose Teilha-
be auf der gesellschaftlichen Seite. Plattformneutralität ist ein 
Begriff aus der Kommunikationstechnik, der für gleichberech-
tigte Informationsübertragung steht. Allgemeiner beschreibt 
er freie Zugangsmöglichkeiten zu allen Aspekten des gesell-
schaftlichen Lebens, etwa Kultur, Bildung und Mobilität. Um 
diesen Zugang sicherstellen zu können, müssen natürliche 
Monopole gemeinschaftlich verwaltet und gemeinnützig be-
trieben werden. Natürliche Monopole sind Strukturen, von 
denen aufgrund ihrer Natur nicht mehrere gleichberechtigt 
nebeneinander existieren können, oder für die der Aufbau 
einer parallelen, gleichberechtigten Struktur einen enormen 
Aufwand bedeuten würde. Zu solchen natürlichen Mono-
polen zählen die Energietransportnetze, die Straßen- und 
Schieneninfrastruktur, sowie in geringerem Maße auch die 
Kommunikationsnetze.

Aus diesen Grundsätzen ergibt sich, dass ein fahrscheinloser 
ÖPNV richtig ist. Er schafft gleichberechtigten Zugang zu Mo-
bilität und sichert so eine Grundvoraussetzung für die Teilha-
be am sozialen Leben. Dafür soll das natürliche Monopol der 
Verkehrsinfrastruktur von der Gemeinschaft getragen weden. 
Es ist außerdem ein glücklicher Umstand, dass die ÖPNV-Infr-
struktur zu den energieeffizientesten Fortbewegungsmitteln
gehört. Wenn sie verstärkt genutzt wird, wird der Ressourcen-
verbrauch für die Mobilität verringert und der Eingriff in die 
Umwelt gemindert.

Jede Veränderung zum Guten kann aber nur dann von Dau-
er sein, wenn die Gesellschaft, in der sie umgesetzt wird, 
sie mehrheitlich versteht und akzeptiert. Dazu ist eine aus-
schweifende, verklausulierte „Systemkritik“ ebenso ungeeig-
net wie das Streben nach einem gewalttätigen Umsturz der
„herrschenden Verhältnisse“. Stattdessen müssen die lebens-
werten Alternativen im Einzelnen aufgezeigt und mit vorhan-
denen Mitteln – also durchaus „im System“ – umgesetzt wer-

den, damit sie sich verstetigen können. Bei einem so großen 
Projekt wie der grundlegenden Umstrukturierung des HVV 
muss dafür zwangsläufig eine Antwort auf die omnipräsente 
Frage „Wie soll das bezahlt werden?“ geliefert werden.

Diese Frage mit einem Hinweis auf „verinnerlichte neolibera-
le Denkweisen“ zu beantworten, wird im allergrößten Teil der 
Gesellschaft mindestens auf Unverständnis und schlimms-
tenfalls auf Ablehnung stoßen.
Ein praktikables Konzept aufzuzeigen, wird hingegen die Ak-
zeptanz vergrößern und hat gegenüber einer Grundsatzdis-
kussion den Vorteil, dass die Umsetzung angegangen wer-
den kann, sobald es die politischen Verhältnisse zulassen. 
Der Wert des fahrscheinlosen ÖPNV wird sich dann in der 
Gesellschaft etablieren, ohne dass zuvor eine Kritik am Kapi-
talismus verinnerlicht worden sein muss, die natürlich trotz-
dem gleichzeitig betrieben werden kann, und zweifellos auch 
betrieben werden sollte.

All das vorausgeschickt ist unsere Antwort auf die Frage nach 
dem Finanzierungskonzept diese:

Derzeit wird die Instandhaltung der Infrastruktur und der 
Betrieb der Fahrzeuge aus einem Topf gezahlt, der zu zwei 
Dritteln aus Fahrkartenverkäufen und einem Drittel aus Zu-
schüssen der Stadt gespeist wird. Aus diesem Topf wird das 
Geld auf die Verkehrsunternehmen verteilt, die daraus den 
Betrieb der Verkehrsmittel und Instandhaltung und Ausbau 
der Infrastruktur finanzieren.

Den Fahrkartenverkauf abzuschaffen und die Einnahmen 
durch Geld aus gemeinschaftlichen Quellen zu ersetzen, ist 
also ausgesprochen einfach. Das Volumen des Topfes be-
trägt rund € 1 Mrd. jährlich. Bei einer Umlage auf alle Haushal-
te Hamburgs ergäbe sich pro Haushalt ein Beitrag, der weit 
unter dem heutigen Preis einer einzelnen Monatskarte liegt.
Selbstverständlich müssen Haushalte mit geringen Mitteln 
ausgenommen werden. Andere Einnahmequellen wie Abga-
ben auf Hotelübernachtungen oder innerstädtische Parkplät-
ze verringern den gemeinschaftlichen Beitrag für die Bürger 
weiter. Auch die umliegenden Landkreise sollen an einer 
solchen Umlage beteiligt werden, hier existieren ebenfalls 
schon Strukturen für die Finanzierung, die lediglich ange-
passt werden müssen.

PIRATENPARTEI

Ein Finanzierungskonzept ist ein 
schneller und nachhaltiger Weg 
zum fahrscheinlosen ÖPNV
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Die tatsächlichen Kosten 
des Auto-Individualverkehrs 
sowie die private Aneignung 

von gesellschaftlich produzierten 
Reichtum in den Blick nehmen - 

Gesellschaft statt „Marktlogik“! 

AVANTI - Projekt undogmatische linke

Im Moment zahlen wir alle schon horrende Summen für eine 
verkorkste Verkehrspolitik (Mineralöl- und KFZ- Steuern brin-
gen nur einen Bruchteil der Ausgaben für die notwendige In-
frastruktur für den Auto-Individualverkehr auf) plus massiver 
Steuererlässe und Subventionen für die jährlich Milliarden an 
Gewinn einstreichende Autoindustrie plus die ebenso statt-
lichen Gewinne der Ölindustrie. Dazu kommen dann noch 
die Verwüstung unserer Städte durch den Autoverkehr, die 
gesundheitlichen Folgen von Feinstaubbelastung, Unfällen, 
etc. sowie vor allem natürlich die globalen ökologischen Fol-
gekosten. Am Beispiel des Umgangs mit den schon heute 
für einen großen Teil der Menschheit verheerenden Folgen 
des Klimawandels lässt sich anhand etlicher Studien aufzei-
gen, dass diejenigen, welche bisher Profiteure eines CO2- in-
tensiven Lebensstils sind, in der Regel nicht diejenigen sind, 
die bisher die Folgekosten tragen. Im Weltmaßstab zahlen 
die Kosten die Bevölkerungen des globalen Südens, im Zeit-
maßstab werden es die nachfolgenden Generationen sein; 
zudem gilt, von einzelnen Ausnahmen abgesehen: je ärmer 
die Menschen, desto kleiner ist ihr ökologischer Fußabdruck, 
d.h. desto weniger haben sie zur ökologischen Misere beige-
tragen, gleichzeitig haben sie desto weniger Möglichkeiten, 
sich an die Folgen des Klimawandels anzupassen, bzw. die-
sen auszuweichen.

Doch nicht nur am Beispiel der externalisierten ökologischen 
Folgekosten lässt sich die zerstörerische Irrationalität der 
marktwirtschaftlichen „Logik“ erkennen. Entlang der sozialen 
und der Eigentumsfrage zeigt sich im Hier und Jetzt tagtäg-
lich, dass der Markt nicht zu gerechter Verteilung und glei-
chen Lebensvoraussetzungen führt - der vielen Fleiß ist der 
wenigen Preis. 

Dabei ist doch aber der gegenwärtige Wohlstand gesamtge-
sellschaftlich produziert, es gibt daher aus unserer Sicht kein 
Recht auf privaten Gewinn, auf individuelle Aneignung des 
Mehrwerts, wohl aber ein Recht auf gesellschaftliche (Wie-
der-)Aneignung. Und übrigens ist dies keine verklausulierte, 
sondern eine freiherzig-offene Systemkritik.

Die Dringlichkeit von Maßnahmen zur Erhaltung der mensch-
lichen Lebensgrundlagen wie z.B. ein kostenloser ÖPNV darf 
nicht dem auf einen kurzsichtigen Zeit- und Raumhorizont 
beschränkten Begriff von „Wirtschaftlichkeit“ untergeordnet 
werden, welcher wesentlich die fundamentale Krise der Na-
turverhältnisse überhaupt hervorgerufen hat.
Ebenso darf kein Mensch wegen fehlender Finanzkraft von 
entscheidenden Bereichen gesellschaftlichen Lebens aus-
geschlossen werden: Bildung, Gesundheit, Sicherheiten, Kul-
turleistungen und eben auch ökologisch korrekte Fortbewe-

gung. Der oft ins Feld geführten Formel „Was nichts kostet, 
ist auch nichts wert“ stellen wir selbstbewusst die Negation 
entgegen: „Was etwas wert ist, darf nichts kosten!“

Und aussichtslos ist schon mal gar nichts: anhand der aktu-
ellen Krisenproteste oder auch der kleiner Teilbereichskämp-
fe gegen Studiengebühren lässt sich aufzeigen, dass zwar 
ein andauernder und mächtiger Angriff des Kapitals auf die 
Gesellschaft erfolgt – jedoch mit tendenziell ungewissem 
Ausgang: einzig die politischen Kräfteverhältnisse entschei-
den darüber, welche Leistungen und Kosten auf solidarische 
Weise gesamtgesellschaftlich und welche „marktvermittelt“, 
als private Aneignung zu Lasten der Allgemeinheit erbracht 
werden.

Die Frage, welche Leistungen „öffentliche Güter“ und welche 
„privat“ sind, also von welchen bei fehlenden finanziellen Mit-
teln ausgeschlossen werden kann, die Frage nach gerechter 
Güterverteilung steht somit immer im Zentrum der politischen 
Arena. Wir brauchen diesen Kampf nicht herausfordern, nicht 
annehmen, wir sind immer mittendrin. In der so genannten 
„Umwelthauptstadt“ Hamburg, im derbsten Umverteilungs-
angriff im Zeichen der Krise und angesichts immer brutale-
rer Versuche, „Überflüssige“ gesellschaftlich auszuschließen, 
finden wir es angebracht, ein Recht auf Teilhabe unabhän-
gig von der Stellung im Verwertungsprozess zu reklamieren. 
Das heißt auch: Nicht nur stets Privatisierungen abzuwehren, 
also „öffentliche Güter“ zu verteidigen, sondern auch Terrain 
zurückzukämpfen, den Begriff offensiv auszuweiten. Dieses 
Konzept nennen unsere italienischen GenossInnen Autoridu-
zione (Selbstermächtigung). An diese Perspektive der Wiede-
raneignung des Mehrwertes, im Arbeitskampf wie im öffentli-
chen Leben knüpfen wir an. 

Und diese Haltung braucht nicht als allererstes ein detaillier-
tes Finanzierungskonzept, ihr reicht zunächst eine selbstbe-
wusste, unversöhnliche Haltung – wie unsere spanischen 
GenossInnen formulieren: „Yo no pago – ich bezahle nicht“. 
Denn nicht ich habe die Krise verzapft, sondern sie ist Re-
sultat eines gänzlich irrationalen Systems, dessen innerster 
Antrieb eben nicht die vernünftige Erfüllung der sozialen Be-
dürfnisse aller, sondern vielmehr Geldvermehrung als Selbst-
zweck ist. Die Profiteure dieses herrschenden Wahnsinns, 
also u.a. Superreiche, Öl- und Autoindustrie, haben die Kos-
ten zu bezahlen, denn Tatsache bleibt: Geld ist genug da, es 
ist aber – noch – ungerecht verteilt.

Avanti
Projekt undogmatische Linke

Erhaltung der menschlichen 
Lebensgrundlagen und Teilhabe 

statt „Sachzwang“-Diktat des 
herrschenden, verkürzten Begriffs 

von „Wirtschaftlichkeit“!

Nicht rumrechnen, 
sondern die politische 

Auseinandersetzung eröffnen!

AVANTI - Projekt undogmatische linke

Die Bedeutung von Finanzierungskon-
zepten in der Auseinandersetzung 
über öffentliche Güter
Die Piraten haben in ihrem Artikel (s. S.20) zurecht erkannt:
die Frage nach der praktischen Finanzierbarkeit eines Gratis-
ÖPNV steht immer wieder im Zentrum der Debatte. Bei Info-
tischen, Diskussionen und Aktionen wird uns entsprechend 
sehr oft entgegnet: „Ist ja eine nachvollziehbare und sinnvolle 
Idee, aber wer soll das bezahlen?“ 
Wir wissen also, dass es wichtig ist, eine Antwort auf das Kos-
tenargument zu geben. Wir wollen uns dabei aber bewusst 
nicht in kleinteiligen Rechen-Exempeln verlieren und uns 
auf das klägliche Niveau der herrschenden neoliberalen, auf 
einen kurzsichtigen Zeit- und Raumhorizont beschränkten, 
zerstörerischen Verwertbarkeits-Logik begeben. Stattdessen 
möchten wir eine Debatte befördern, die über die systemi-
schen Zwänge des Kapitalismus hinausgeht, indem sie um-
fassende Demokratisierung und damit eine soziale wie auch 
ökologische Wende als Zielsetzung ins Auge fasst.
Dass ein kostenloser ÖPNV grundsätzlich finanzierbar 
ist, zeigen ja die Beispiele der ersten Vorreiterprojekte in 
Hasselt (Belgien) und Aubagne (Frankreich). Sie sind eine 
durchaus wichtige Argumentationshilfe; „nicht möglich weil 
unfinanzierbar“ lässt sich so praktisch belegbar ganz ein-
fach entkräften. Insofern nehmen wir auch keinen harschen 
Komplettverriss der Finanzierungsüberlegungen der Piraten 
vor, kontrastieren diese aber kritisch mit Erwägungen, die 
aus radikal-demokratischen Diskursen über die Erhaltung 
der menschlichen Lebensgrundlagen, über Partizipation und 
Selbstermächtigung sowie über die Organisation von sozia-
ler Infrastruktur jenseits von Warenförmigkeit stammen. 

Wir fordern bewusst nicht in einem bereits gesteckten „po-
litisch- realistischen“ Rahmen- wir wollen nämlich eine not-
wendige Grundsatz-Debatte überhaupt erst beginnen. Lo-
gisch, wir wollen ja nicht, dass alles bleibt wie es ist plus freier 
Transport, sondern wir wollen eine ganz andere Gesellschaft- 
mit einem anderen Demokratie- und Mobilitätsverständnis 
und einer Abkehr von wachstumsorientierter und ressour-
cenintensiver Wirtschaft! In dieser Perspektive kann ein freier 
ÖPNV bestenfalls ein Etappenschritt sein, und auch dies nur 
unter der Bedingung, dass die Forderung „free public trans-
port“ in ein emanzipatorisches Projekt eingebettet ist.

Zum Vergleich: 
1. In den Niederlanden und Belgien wurden die free-public-
transport – Konzepte mit städtischem Wettbewerb begrün-
det, ein ticketloser ÖPNV wird als hipper Standortfaktor 
erkannt, ein solcher steigere das Image von Stadt als Studi-
enstandort, Arbeitsplatz, Shopping-Spot. Finanziert wird über 
höhere Gewerbesteuern.
2. In den USA werden zunehmend „Gratislinien“ in die auf-
strebenden Neubaustadtteile der upper-middleclass gelegt 
und über die erwartete Wertsteigerung der Bodenpreise von 
den BewohnerInnen gegenfinanziert. 

Beides sind unschöne Beispiele dafür, dass zwar ÖPNV-
Strecken(netze) geöffnet, darüber hinaus aber keine grund-
sätzlich bestehenden politischen und sozialen Ausschlüsse 
aufgehoben werden. Emanzipatorische soziale, ökologische, 
Gender-, migrantische oder andere marginalisierte Perspek-
tiven auf Stadt- und Gesellschaftsentwicklung spielen in den 
Beispielen keine nennenswerte Rolle, die Finanzierung läuft 
über ein soziale Ungleichheiten reproduzierendes Umlage-
system, einkommensschwache Stadtteile und Gruppen wer-
den in ihren spezifischen Belangen weiterhin unterversorgt 
und in den Planungen übergangen. 

So ein zwar irgendwie finanzierter, aber in ein unsoziales 
Stadtkonzept eingebetteter ÖPNV ist nicht unser Ziel. Es 
geht uns um einen freien ÖPNV, also auch um Ausweitung 
der Entscheidungs- / Mitbestimmungsfähigkeit über die kon-
krete Gestaltung. In unserer Argumentation sollten wir des-
halb nicht fleißig vorrechnen, sondern zu einer Offensive 
einladen: mit denjenigen, deren Interessen und Perspekti-
ven in bisherigen Verkehrskonzepten unberücksichtigt blei-
ben, wollen wir eine Bestandsaufnahme starten und erstmal 
gründlich auf den Tisch klopfen. Und das kann zunächst nur 
über gemeinsame Tätigkeit, über kollektive Diskussion und 
(ganz wichtig!) Aneignungsaktionen starten. Eine reine, an 
bestehenden politischen Rahmenbedingungen und Markt-
vorgaben orientierte Rechnerei läuft große Gefahr, sich an 
angeblich unveränderlichen Sachzwängen abzuarbeiten, 
ohne die bisher in dieser Debatte unterrepräsentierten Per-
spektiven (Leute) überhaupt erst an den Tisch zu bekommen 
und mit ihnen gemeinsam in Aktion zu treten. 
Die Forderung nach einem „HVV umsonst!“ wird in einigen 
Beiträgen dieser Broschüre auch kritisiert: sie suggeriere, 
dass städtische Mobilität nicht finanziert werden müsse. Dies 
trifft selbstverständlich nicht zu: der gesellschaftliche Reich-
tum, die Möglichkeit, sich bequem, flott und kalkulierbar von 
einem zum anderen Ort zu bewegen, verursacht immer Kos-
ten. Eine Kernfrage ist dabei allerdings, wer für die tatsächlich 
entstehenden Lasten/Kosten aufkommt und wer profitiert. 

Wer soll das bezahlen, 
wer hat soviel Geld?
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ZUKUNFTSWERKSTATT

nanziert sich das Modell kostenloser Nahverkehr?

Die Kosten trägt die Stadt Hasselt. Diese Kosten betragen 1% 
des jährlichen Budgets von Hasselt. Und das ist eine Million 
Euro. Wir haben also in der Stadt Hasselt ein Gesamtbudget 
von 100 Millionen € jährlich und lediglich 1% dieses Budgets 
wird für die Finanzierung des Bussystems aufgewendet.

Inwieweit profitiert auch der Autofahrer davon?

Das ist eine gute Frage. Wir haben das Bussystem als das 
vorrangige Verkehrssystem in Hasselt ausgewählt. Kommen 
Sie mit dem Auto nach Hasselt. Das ist tatsächlich kein Prob-
lem, aber Sie müssen außerhalb des Zentrums parken. Wenn 
Sie problemlos in die Innenstadt wollen, müssen Sie den Bus 
benutzen. Aber es ist keine große Stadt. Es ist also kein Pro-
blem zu Fuß zu gehen und das Auto außerhalb des Zentrums
abzustellen. Aber es ist auch möglich den Bus vom Parkplatz 
zu nehmen und mit dem Bus ins Zentrum zu kommen. Also, 
das sind die Möglichkeiten, die wir vorschlagen.

Welchen Einfluss hat die Entwicklung des kostenlosen Nah-
verkehrs auf die Attraktivität der Stadt und dadurch auch 
auf die Stadtfinanzen und die Beschäftigungszahlen?

Nach der Einführung des Bussystems oder besser der Mobili-
tät der Menschen in Hasselt wurde Hasselt die viertwichtigste 
Einkaufsstadt in Belgien. Ich finde jetzt nicht das richtige Wort 
dafür, aber wir sind die Nummer 4 der besten Geschäfte und 
Ertragszuwächse in Belgien. Wir haben also 6 Plätze gewon-
nen. Vor 1997 waren wir die Nummer 10 und heute sind wir 
die Nummer 4. Das ist ein sehr gutes Ergebnis. Nur Brüssel, 
Antwerpen und Gent sind vor uns. Wir hatten etwa knapp 
über tausend Menschen, die in der Stadt gearbeitet haben 
und heute haben wir 3000 Menschen, die im Zentrum ar-
beiten. So ist die Beschäftigung mit mehr als 150% geradezu 
explodiert. Das ist gut für die Stadt, aber der Etat von Has-
selt wurde nicht erhöht, weil wir bestimmte Steuern gesenkt 
haben oder anderes für den Einzelhandel im Zentrum unter-
nommen haben. Sie zahlen das gleiche wie zuvor. Also, es ist 
nicht so, dass die Finanzen von Hasselt durch die Einführung 
des Mobilitätssystems besser wurden.

Es ist zu lesen, dass die Investitionen für den Ausbau des 
Straßenverkehrs deutlich teurer wären als das, was Sie jetzt 
umgesetzt haben, nämlich den kostenlosen öffentlichen 
Verkehr. Gibt es da eine Statistik?

Es ist nicht so, dass wir eine Statistik über diese Investitionen 
haben, aber wenn Sie eine Million € pro Jahr haben um neue 
Straßen zu bauen, ist das nicht viel. Für eine einzige Schnell-
straße in Hasselt haben wir mehr als 2,5 Millionen € bezahlt. 
Also, im Moment haben wir so viele Fahrgäste, die in den 
Bussen auf den Straßen, die wir haben, transportiert werden
können, dass es besser ist diese Kosten zu bezahlen als neue 
Straßen zu bauen, weil es nicht genug Platz für neue Straßen 
und nicht genug Geld für den Bau neuer Straßen gibt.

Wie sieht es mit der Luftqualität von Hasselt aus?

Wir haben die Luftqualität in Hasselt nicht gemessen. Wir wer-
den im Sommer 2008 mit Messungen beginnen, aber weil es 
weniger Autos gibt und wir Busse mit einem PPO-System ha-
ben, ein PPO-System ist ein CO2-neutrales System, glauben 
wir und sind davon überzeugt, dass die Luftqualität besser 
geworden ist, weil kein Automobil außer CO2-emmissions-
freien Bussen in die Innenstadt kommen konnte und in der
Innenstadt keine Autos mehr sind. Also, normalerweise müss-
te die Luftqualität besser sein, aber wir beginnen mit dem 
neuen Messsystem erstim Sommer 2008.

Können Sie einschätzen, welchen Einfluss dieses Verkehrs-
konzept auf die Gesundheit und die Zufriedenheit der Bür-
ger von Hasselt hat?

Es ist schwierig Zahlen zur gesundheitlichen Verbesserung 
der Menschen zu nennen, die in Hasselt leben. Aber wir be-
merken, dass die Leute glücklicher werden, weil sie mehr aus 
ihren Häusern heraus kommen. Die Leute mögen es in die 
Stadt zu kommen, sie kommen gerne zu den Veranstaltungen 
nach Hasselt und sie benutzen den Bus. Und wenn wir mit 
ihnen sprechen, dann sagen sie immer, „Wenn es keinen kos-
tenlosen Bus in meiner Straße gäbe, würde ich nicht hierher 
kommen.“ Also, wir glauben, dass das eine gute Sache ist um 
Leute aus ihren Häusern heraus zu bekommen und es ist in 
sozialer Hinsicht eine gute Sache für die Leute sich zu treffen 
und wir glauben, dass der Bus dafür verantwortlich ist. 

Glauben Sie, dass man durch solche Maßnahmen das An-
sehen der Politik stärken und Vertrauen in die Demokratie 
aufbauen kann?

Wir glauben, dass es unsere Aufgabe ist etwas für die Leu-
te zu tun, etwas zu tun, das die Leute brauchen. Wir sahen 
vor 1997, dass die Einwohner von Hasselt wirklich ein neues 
Verkehrssystem brauchen. Nach der Einführung dieses neu-
en Systems sahen wir, dass unsere Partei immer größer und 
größer und größer wurde. Und das war nur so, weil wir ein 
kostenloses Transportsystem implementiert hatten. Also, wir 
machen etwas für etwa 90% der Leute, die in Hasselt leben 
und sie nutzen dieses System jeden Tag. Und das ist ein gu-
tes Signal, weil wir glauben, dass wir mit nur einem Prozent 
des Budgets 90% der Leute von Hasselt glücklich machen. 
Und wir sind überzeugt, dass das die Aufgabe von Politikern 
ist. Wir glauben, es ist eine gute Idee. Wenn sie es nicht mehr 
mögen, werden sie uns schon sagen, dass wir etwas Neues 
machen müssen, aber im Moment brauchen sie das System. 
Es ist Teil ihrer Lebensart.

Gibt es auch Kritiker dieses Modells und falls ja, was wird 
vorgebracht?

Ja, es gibt Leute, die das System nicht mögen. Meistens sind 
es Leute mit einer negativen Lebensweise. Und das Argu-
ment, das sie vorbringen, ist, dass sie für dieses System be-
zahlen, das sie nicht nutzen. Das ist sehr egoistisch.
 

Interview gekürzt von:
www.zukunftswerkstattonline.de/doc/hasselt.pdf

ZUKUNFTSWERKSTATT

Interview mit Rob Beenders, Verkehrs- und Mobilitätsbeauf-
tragter des Stadtrates in Hasselt/ Belgien (SP.A/ Sozialdemo-
kraten)

Herr Beenders, Sie sind der Verkehrschef der belgischen 
Stadt Hasselt. Hasselt ist eine Stadt, die weit über die Gren-
zen von Belgien hinaus bekannt ist, vor allem auf Grund des 
vorbildlichen Verkehrssystems dort. Das war nicht immer 
so. Können Sie sich noch an die Verkehrssituation vor Mit-
te des Jahres 1997 erinnern, also zu einer Zeit, als Hasselt 
noch ein herkömmliches Verkehrssystem hatte? Wie war die 
Situation damals?

Ja, wir hatten ein großes Problem in Hasselt. (...) Wir hatten 
eine Menge Fahrzeuge in der Stadt und wir hatten eine Men-
ge Verkehrsprobleme. Wir mussten einen Weg finden um 
diese ganzen Verkehrsprobleme zu lösen. Und dann schlug 
der Bürgermeister, Steve Stevaert, etwas vor, das alle sehr er-
staunte. Er sagte plötzlich, dass alle Busse für alle Menschen 
in Hasselt kostenlos sein sollten. Und von einem Tag auf den 
anderen benutzten plötzlich rund tausend Leute den Bus an-
stelle des Autos. Und das war ein Riesenerfolg. Von da an 
wurde das neue Bussystem entwickelt. Wir hatten 1997 gera-
de einmal 2 Busrouten und jetzt haben wir mehr als 48. Und 
jedes Jahr wird es besser und besser. Die Busbenutzung ist 
heute für jedermann kostenlos. Und das ist ein großer Erfolg 
für die Lösung der Verkehrsprobleme.

Wie viele Fahrgäste hatten Sie vor der Veränderung im Ver-
kehrssystem und wie viele haben Sie jetzt?

Wir haben im Moment vierzehn mal mehr Fahrgäste als noch 
vor 1997. Wir haben heute etwa, lassen Sie mich nachsehen, 
wir haben mit 200.000 Fahrgästen pro Jahr angefangen 
und haben jetzt insgesamt rund 35 Millionen, die den Bus 
benutzen. Und das ist eine Menge, aber es ist nur vierzehn 
mal mehr als es vorher war, weil eine Menge Leute den Bus 
mehrmals täglich nutzen. Wir zählen die Leute, die den Bus 
nehmen, nur einmal. Aber wir haben insgesamt 35 Millionen, 
die den Bus in den 10 Jahren genutzt haben.

Wie flächendeckend ist der Nahverkehr und wie oft fahren 
die Linien?

Wir haben im Moment mehr als hundert Busse, die täglich 
fahren, den ganzen Tag über. So können Sie alle 5 Minuten 
einen Bus an einer Bushaltestelle nehmen. Und das reicht 
aus, denn wenn wir mehr Busse einsetzen würden, dann hät-
ten wir das Problem, dass die Busse nicht mehr durchkom-
men würden. Und im Moment haben wir noch eine Menge 
freie Plätze in den Bussen. Wir überlegen nicht in den nächs-
ten Jahren neue Busse anzuschaffen, aber wir denken daran 
eine kleine S-Bahn in Hasselt zu haben, die mehr Fahrgäste 
transportieren kann als die Busse.

Sie hatten vorhin erwähnt, dass Sie vor der Umstellung zur 
kostenlosen Busbenutzung große Probleme mit dem priva-
ten Autoverkehr hatten. Wie ist denn das Verkehrsaufkom-
men zur Zeit auf den Straßen von Hasselt?

Tatsächlich hat sich das Autoproblem durch die Nutzung der 
Busse gelöst. Wir haben nicht mehr so viele Autos im Zent-
rum. Wir haben heute nur noch die kostenlosen Busse. Und 
alle Autos müssen außerhalb der Stadt geparkt werden. Und 
das ist ein Erfolg, weil auf diese Weise die Busse jederzeit 
durchkommen. Wenn Sie zum Beispiel einen Bus um 14.00 
Uhr nehmen wollen, dann bekommen Sie den Bus um 14.00 
Uhr, weil es keine Autos gibt, die die Busse auf ihrem Weg 
behindern können. Jedes Jahr wird es besser und besser. 
Immer mehr Autos parken außerhalb der Stadt und nur die 
Busse fahren innerhalb der Stadt.

Was bedeutet das für den Fahrradverkehr?

Für den Fahrradverkehr haben wir eine Straße neben der 
Bus- und Autofahrbahn eingerichtet, die alle Fahrräder be-
fahren können. Dort gibt es keine Autos und keine Busse. 
Wenn Sie ein Fahrrad haben, ist das in Hasselt ein klarer Vor-
teil, weil Sie mit dem Fahrrad schneller sind als mit dem Auto.

Dann lassen Sie uns mal über die Kosten sprechen. Wie fi-

Vorteil Hasselt – 
kostenloser Nahverkehr
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Es ist das gemeinsame Ziel einer zukunftsfähigen und le-
benswerten Stadt, das die Initiative HVV Umsonst und den 
ADFC Hamburg grundsätzlich miteinander verbindet. Derzeit 
leben wir in einer Stadt, die vom Auto dominiert und deren 
Gestaltung ganz wesentlich von den Interessen der Auto-
Lobby und ihren Vertretern diktiert wird. Glaubt man ihnen, 
dann ist das Leben mit Autos so einfach, so leicht und neuer-
dings auch so umweltfreundlich (dank der Elektroautos). 

Doch die Umweltbelastungen durch den Autoverkehr in der 
Stadt sind gewaltig. Lärm, Dreck, Unfälle, direkte und indirekte 
Umweltverschmutzung, hoher Flächenverbrauch und die Ein-
schränkungen im direkten Lebensumfeld der Stadtbewohner 
sind menschenfeindlich und inakzeptabel. In Einkaufsstraßen 
wie der Osterstraße werden Fußgänger und Radfahrer auf 
enge Nebenflächen gedrängt, wo sie sich nur gegenseitig 
stören. Dem Auto wird selbst hier der meiste Platz einge-
räumt. Dabei könnte eine solche Straße eine Einladung zum 
Verweilen sein, ein Ort der Ruhe und Begegnung, an dem 
man sich gern auf einen Kaffee oder zum Einkaufen trifft. 

Die traditionelle Stadtentwicklungs- und Verkehrsplanung hat 
die Nahmobilitität links liegen gelassen und die Menschen 
genötigt, weite Strecken zur Arbeit und zum nächsten Ein-
kaufszentrum zurückzulegen. Eine soziale Nahinfrastruktur 
wird nicht gefördert und zugleich durch den erdrückenden 
motorisierten Individualverkehr unattraktiver. Die langen 
Wege erfordern immer mehr große, schnell befahrbare Stra-
ßen, die unser Leben in der Stadt immer mehr einschränken 
und gefährden. 

Dabei verfehlen diese Straßen ihre eigentlichen Ziele, sie 
sorgen nur für mehr Verkehr und für mehr Stau. Der Verkehr 
erstickt an sich selbst. 

Eine zukunftsfähige und lebenswerte Stadt kann so nicht aus-
sehen. Es bedarf eines Wandels im Denken und Handeln. 
Es bedarf einer Stadt mit viel Raum zum Leben, mit deutlich 
weniger Verkehrslärm und Gefährdungen durch den Verkehr, 
weniger Reglementierungen und Entschleunigung.  
Der ADFC fordert daher Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit 
in der Stadt, die Zentren der einzelnen Stadtteile sollen von 
privatem motorisierten Individualverkehr befreit werden. Eine 
an die Bedürfnisse der Menschen – und nicht des Autos – an-
gepasste Aufteilung des Straßenraums ist unser Ziel. 

Um das zu realisieren, ist nicht nur eine die Bedürfnisse des 
Radverkehrs berücksichtigende Stadtentwicklungspolitik, 
sondern auch ein gut ausgebauter ÖPNV ein wichtiger Bau-
stein. Denn er ermöglicht den Lückenschluss bei größeren 
Strecken, bringt Pendler in die Stadt und dient auch – sel-
tener – als Ausweichmöglichkeit bei schlechtem Wetter. Der 
Umweltverbund von Rad, Fußverkehr und ÖPNV ermöglicht 
es jedem, seine Ziele in der Stadt komfortabel und zügig und 
ohne Auto zu erreichen. So entstehen Freiräume, die für eine 
zukunftsfähige und lebenswerte Stadt notwendig sind. 
Die Nutzung des ÖPNV sollte daher für jedermann möglichst 
kostengünstig sein. Wir unterstützen daher ausdrücklich die 
Bemühungen, das Sozialticket auszuweiten.

Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Hamburg

Rad fahren und freie 
Fahrt im öffentlichen 
Nahverkehr – wie passt 
das zusammen? 

ENDLICHWIEDERHINTENEINSTEIGEN.BLOGSPORT.DE

Der HVV ruft den Krieg gegen SchwarzfahrerInnen aus und 
will sich somit zusätzliche 24 Millionen Euro (Quelle: HVV) 
aus Fahrkartenverkäufen sichern. Das ist die Konsequenz 
aus dem erfolgreichen Pilotprojekt in Bergedorf und Harburg, 
das dem HVV zusätzliche 3 Millionen bescherte (Quelle: 
ebd.). Dabei handelt es sich um eine rein betriebswirtschaft-
liche Maßnahme, von der die Allgemeinheit nur Verluste zu 
erwarten hat. Das in Millionenhöhe umverteilte Geld wird 
weder dafür verwendet, die Fahrkarten günstiger zu machen 
und die KundInnen zu entlasten, wie HVV-Chef Lutz Aigner 
in der Mopo klarstellte, noch kommt es den BusfahrerInnen 
zu Gute. Der HVV nutzt seine natürliche Monopolstellung im 
Nahverkehr somit nur um Gewinne zu scheffeln, die einen 
Raubbau an der Allgemeinheit bedeuten und soziale Unge-
rechtigkeit zementieren.
24 Millionen Euro sind viel Geld. Gleichzeitig kostet eine Mo-
natskarte für den Großbereich Hamburg ohne Ermäßigung 
180 Euro, ein Sozialticket unver-
schämte 170,10 €. Das Schwarz-
fahren war und ist bis heute für 
manche HamburgerInnen die 
einzige Möglichkeit gewesen 
mobil zu sein und am Gemein-
schaftsleben teilzunehmen. Was 
der HVV betreibt ist einerseits 
eine reale Ausbeutung der Bür-
gerInnen dieser Stadt und oben-
drein noch eine Hetzkampagne 
gegen die SchwarfahrerInnen. 
So behauptet der HVV das Si-
cherheitsempfinden vieler Fahr-
gäste erhöhe sich, da niemand 
mehr unbemerkt in den Bus 
steigen könne. Man schafft den 
BürgerInnen dieser Stadt einen 
Ersatzfeind Schwarzfahrer um 
die wahren Schuldigen zu ent-
lasten. Einer vom HVV selbst 
durchgeführten Befragung nach 
sollen 64 Prozent der Hambur-
gerInnen die neue Pflicht vorne 
einzusteigen für sinnvoll halten. 
Durch solch billige, niemals un-
abhängige und wahrscheinlich 
gefälschte Statstiken will der 
HVV sich durch seinen KundIn-
nen legitimieren – wir sollen die 
neue Regelung schlucken!
Doch es rührt sich Widerstand. 
Wir rufen die KundInnen des 

HVV zur uneingeschränkten Solidarität mit den BürgerInnen 
auf, die sich keine Fahrkarten leisten können – von Anfang an. 
So manch große Irrtümer wie die Elbphilharmonie hätten ver-
hindert werden können durch eine mediale Gegenaufklärung 
und unser aller Widerstand. Drückt die Stop-Knöpfe, helft den 
Leuten hinten einzusteigen! Wir rufen die BusfahrerInnen des 
HVV auf nicht der neoliberalen Ideologie der HVV-Bosse zu 
huldigen. Macht wann immer es geht auch hinten die Türen 
auf, es ist nicht euer Profit, den ihr da scheffelt. Wir begrüßen 
die Entscheidung von BürgerInnen dieser Stadt zivilen Unge-
horsam zu verüben und die asozialen „Vorne einsteigen und 
Karte zeigen“-Sticker mit „Endlich wieder hinten einsteigen“-
Stickern zu überkleben. Eine andere Welt ist möglich – wenn 
wir etwas dafür tun.

enDlichwiederhinteneinsteigen.blogsport.de

Endlich wieder hinten 
einsteigen – ihr HVV
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Betreff:     “Nulltarif”
Datum:     Wed, 22 Feb 2012 14:17:46 +0100
Von: kundendialog@hvv.de

Ihre Nachricht vom: 16.02.2012
Unser Zeichen: 12000484 T/Se

Datum: 22.02.2012

Sehr geehrter Herr HVV Umsonst,

wir danken Ihnen für Ihr Schreiben vom 16.02.2012.

Anbei erhalten Sie die Antworten auf Ihre Fragen.

- Wie stark werden bei der Preisgestalltung des HVV soziale Belange
berücksichtigt? Ist z.B. kostenlose Benutzung für Einkommensschwache
denkbar?

Hamburger Empfänger von Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II oder ähnlichen
Leistungen erhalten - gegen Vorlage der Sozialkarte - einen Zuschuss von
18 Euro monatlich zu allen HVV-Zeitkarten. Der Zuschuss wird von der
Stadt Hamburg gezahlt. Auch wenn der HVV durchaus familienfreundliche
und besonders preisgünstige Fahrkarten (z. B. CC- und Seniorenkarten)
anbietet, so ist Sozialpolitik doch eine Aufgabe der Politik und nicht
des HVV.

- Können Sie sich vorstellen, dass durch eine Senkung der Fahrpreise,
bzw. durch Einführung des freien ÖPNV die Atraktivität des öffentlichesn
Verkehrs gesteigert wird?

Für die Attraktivität des öffentlichen Nahverkehrs ist ein gutes,
qualitativ hochwertiges Angebot von entscheidender Bedeutung. Zwar
spielt der Fahrpreis auch eine Rolle, im Vergleich zu anderen Faktoren
ist diese jedoch eher nachrangig.

Wir hoffen, Ihnen mit unseren Ausführungen weitergeholfen zu haben und
wünschen Ihnen stets eine gute Fahrt in unseren Verkehrsmitteln.

Mit freundlichen Grüßen

Hamburger Verkehrsverbund GmbH
Tarif / Vertrieb
Carsten Senkbeil

Statt einer vollständigen Artikel- Linkliste möchten wir 
euch zum Stöbern auf unseren blog (sowie auf die Ge-
schwisterseiten) einladen, dort findet ihr (fast) alle aktuell 
erschienenen Nachrichtenartikel: 

http://hvvumsonst.blogsport.de/
http://freepublictransports.com/
http://www.schwarzfahren.de/

Folgende Gruppen sind theoretisch und mit praktischen 
Aktionen  an dem Thema dran (Auswahl) , auch dort lohnt 
sich ein Blick auf die Seite:

http://www.zak-tuebingen.org/
http://www.avanti-projekt.de/hamburg
http://www.attac.de/
http://www.hamburg.adfc.de/

Folgende online verfügbare Zeitschriftenartikel legen 
wir euch auch wärmstens ans Herz:

http://www.zeitschrift-luxemburg.de/?p=1026
http://wissen.dradio.de/nahverkehr-eine-zukunft-ohne-
fahrschein.33.de.html?dram:article_id=15861
http://www.greenpeace-magazin.de/index.php?id=4513
http://www.piratenpartei.de/politik/lebenswerte-umwelt/
bauen-und-verkehr/
http://www.robinwood.de/Verkehr.32.0.html

ANHANG
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Tallin: ÖPNV ab 2013 umsonst !

In einer Bürgerbefragung im März 2012 in der estnischen Hauptstadt Tal-
lin haben sich 75% für die kostenlose Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs 
ausgesprochen, bei einem im Vergleich zu früheren Bürgerbefragungen in der 

400.000 Einwohner_Innen umfassenden Stadt sehr hohem Wert von rund 20% 
Wahlbeteiligung. 

Die endgültige Abschaffung der Beförderungsgebühren bedarf nun nur 
noch eines formellen Beschlusses des Stadtrats, dessen Abgeordnete 

im Vorfeld der Abstimmung bereits angekündigt hatten, sich nach 
dem Ergebnis der Bürgerbefragung richten zu wollen. Damit könnte 

ab 2013 erstmals in einer europäischen Hauptstadt ein kostenloser 
ÖPNV Wirklichkeit werden. 
Mit der Maßnahme sollen die im Berufsverkehr häufig verstopf-
ten Strassen Tallins entlastet und ärmere Menschen begünstigt 
werden.

Die Stadt plant die dafür erforderlichen rund 20 Mil-
lionen Euro durch Umstrukturierungen im öffentli-

chen Haushalt und bei den Verkehrsbe-
trieben zu finanzieren.

Städte mit einem 
kostenfreien ÖPNV:

Aubagne, Frankreich 
Hasselt, Belgien 

Sydney, Australien 
Zagreb, Kroatien 
Baltimore, USA 
Torrevieja, Spanien

weitere unter:
www.freepublictransports
.com/Cities

Die Tübinger Initiative „TÜ.BUS um-
sonst!“ hat eine sehr lesenswerte Broschüre 

herausgegeben. Sie berichten darin über ihre Erfahrun-
gen mit ihrer seit 2008 gestarteten Kampagne. Darin finden 

sich neben der Auseinandersetzung mit den politischen Bedin-
gungen vor Ort und einer kritischen Auseinandersetzung mit den 
erreichten Zielen auch ein sehr guter theoretischer Grundlagenteil 
zum Themenfeld der Kämpfe gegen Privatisierungen und für „öf-

fentlichen Güter“ sowie ein Blick auf andere Projekte im Ausland.




